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Kurz gefaßt 

Weniger Beschäftigte 
im Bauhauptgewerbe 

ln den Betrieben des Bauhauptgewerbes in Schles­
wig-Holstem waren im Durchschnitt der Monate 
Januar bis einschließlich Oktober 1997 40 147 Per­
sonen beschäftigt und damit 6,0 % weniger als Jn den 
gleichen Monaten des Vorjahres. Der gleichzeitige 
Personalabbau im Verarbeitenden Gewerbe betrug 
dagegen nur 2,5 %. Le1cht zurückgegangen 1st auch 
das in geleisteten Arbeitsstunden gemessene Pro­
duktionsvolumen des Bauhauptgewerbes. ln den er­
sten zehn Monaten d1eses Jahres wurden auf den 
Baustellen 0,2 °to weniger Stunden gearbeitet als im 
gleichen Zeitraum des Vorjahres. 

Die Auftragseingänge der Betriebe mit 20 und mehr 
Beschäftigten haben 1n den ersten zehn Monaten 
1997 ebenfalls leicht abgenommen, und zwar um 
0,3 % auf 3,0 Mrd. DM. 

Wirtschaftliche Lage im Verarbeitenden 
Gewerbe 1997 absehbar besser als 1996 

Die Entwicklung in den ersten zehn Monaten des 
Jahres 1997 im Verarbeitenden Gewerbe Schleswig­
Holsteins deutet darauf hin, daß auch für das ganze 
Jahr mit einer Verbesserung der ökonomischen Eck­
daten im Vergleich zum VorJahr gerechnet werden 
kann. 

So lagen die von Januar b1s Oktober 1997 erzielten 
Umsätze mit 40,6 Mrd. DM um 5,3 % über dem Wert 
des vergleichbaren Vorjahreszeitraumes. Vor emem 
Jahr wurde noch ein Rückgang um 2,4 % ermittelt. 
Diese insgesamt erfreuliche Umsatzentwicklung wird 
allerdings allein vom Auslandsgeschäft gestützt. 
Während die Inlandsumsätze in den ersten zehn Mo­
naten 1997 das Vorjahresniveau knapp verfehlten, 
erfuhr das Auslandsgeschäft eine Ausweitung um 
mehr als ein Fünftel und trug damit allein zum Ge­
samtanstieg bei. Im vergleichbaren Zeitraum des 
Jahres 1996 hatten auch die Auslandsumsätze da­
gegen noch einen Rückgang um 3,2 % aufgewiesen. 

Eine noch deutlichere Erholung ist bei den Auftrags­
eingängen festzustellen. Nachdem sie in den ersten 
zehn Monaten 1996 vor allem aufgrund der rückläufi­
gen Binnennachfrage (- 9,2 %) um 6,6% zurückge­
gangen waren, meldeten die Betriebe für die Monate 
bis Oktober 1997 ein leichtes Auftragsplus von 1,8 °'o. 
Dabei wurden die auch in 1997 rezessiven Inlands­
bestellungen (- 4,8 %) durch einen um 15 % höheren 
Ordereingang ausländischer Kunden überkompen­
siert. 

Der Beschäftigtenabbau ist zwar noch nicht gestoppt, 
hat sich aber 1m Jahresverlauf deutlich abgeschwächt 
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und lag im Durchschnitt der ersten zehn Monate des 
Jahres 1997 be1 - 2,5 % (Jan. bis Okt. 1996: - 4,3 %). 

Weniger landwirtschaftliche Betriebe 

Im Mai 1997 gab es in Schleswig-Holstein 24 230 Be­
triebe mit einer landwirtschaftlich genutzten Fläche 
(LF) von 1 ha und mehr. Ihre Zahl nahm in Jahresfrist 
um 524 Betriebe oder 2,1 % weiter ab. Der Struktur­
wandel zu weniger und größeren Betrieben setzte 
sich fort. 

9 300 Betriebe - also über ein Drittel - bewirtschaf­
tete 1997 weniger als 1 0 ha LF Dieser Betriebsgrö­
ßenbereich veränderte s1ch nur geringfügig. Es han­
delt sich bei diesen Betrieben außer um spezialisierte 
Gartenbau- und Veredlungsbetnebe um Nebener­
werbsbetriebe, Hobbybetriebe und um ,.Resthöfe". So 
nahm die Zahl der Betriebe im Größenklassenbereich 
von 10 bis 100 ha LF gegenüber dem Voqahr per 
Saldo um 6 % auf 12 400 ab. Demgegenüber stieg 
die Zahl der Betnebe mit 1 00 ha LF und mehr in 
Jahresfrist um 8% auf 2 511 an; darunter waren 
422 Betriebe mit 200 ha LF und mehr. 

Die landwirtschaftlichen Betriebe bewirtschafteten 
insgesamt 1,046 Mill. ha LF, also knapp zwei Drittel 
der Gebietsfläche Schleswig-Holsteins. Allein 40 % 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche entfielen auf 
die Betriebe im Größenbereich ab 1 00 ha LF. 

Neben 4 364 landwirtschaftlichen Setneben bewirt­
schafteten 2 296 Forstbetriebe eine Waldfläche von 
1 ha und mehr. Zusammen entfielen auf diese Betriebe 
145 500 ha Wald, davon 72 % auf die Forstbetriebe. 

Fremdenverkehr im Ferienmonat Oktober 

Im Oktober 1997, der traditionell die Herbstferien ein­
schließt, kamen 378 000 Übernachtungsgäste in 
den größeren Seherbergungsstätten des Landes (mit 
über 8 Betten) an. Das waren 7,8% mehr Gäste als 
im Oktober 1996. Die Zahl der gebuchten Übernach­
tungen (1 , 7 Mill.) ging dennoch zurück, und zwar um 
1 ,3 % gegenüber Oktober 1996. 

ln den ersten zehn Monaten dieses Jahres wurden 
damit bisher insgesamt 3,4 % weniger Übernachtun­
gen gezählt als im vergleichbaren Zeitraum des Vor­
jahres. An dieser Entwicklung nahmen die Betriebe 
recht unterschiedlich teil Durch die Einsparungen im 
Gesundheitswesen bleiben die Sanatorien und Kur­
krankenhäuser von emer rückläufigen Entwicklung 
besonders betroffen (- 21,9 %), während die her­
kömmliche Hotellerie (Hotels, Gasthöfe, Pensionen, 
Hotels garnis) leichte (+ 0,5 %) Übernachtungszu­
wächse meldete. 
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Trotz insgesamt rückläufiger Übernachtungszahlen 
seit Jahresbeginn sind dennoch mehr Gäste ange­
kommen. Schleswig-Holstein besuchten 2, 7 % mehr 
Reisende als im gleichen Zeitraum des Vorjahres. 
Die überwiegende Zahl der Reisenden wohnte im ln­
land. Zu ihnen gesellten sich 290 000 Gäste, die 1m 
Ausland ihren Wohnsitz hatten - es waren 8,4 % 
mehr als noch im Vorjahr. 

14 000 t Äpfel im Marktobstbau geerntet 

1997 wurden in Schleswig-Holstein im Marktobstbau 
auf einer Fläche von 677 ha gut 14 000 t Äpfel geern­
tet. Allein 8 000 t oder knapp sechs Zehntel dieser 
Erntemenge wurden im Naturraum "Eibmarsch" er­
zeugt, einem durch Boden und Klima für den Obst­
bau begünstigten Anbaugebiet 

Mit durchschnittlich 207 dt je Hektar wurden die ho­
hen Apfelerträge des Vorjahres (228 dt/ha) nicht er­
reicht, sie übertrafen jedoch leicht das mehrjährige 
Ertragsmittel (201 dt/ha). Zwischen den Apfelsorten 
bestanden erhebliche Ertragsunterschiede. Beson­
ders ertragreich waren in diesem Erntejahr Boskoop 
(297 dt/ha) und Gloster (276 dt/ha), während der Hol­
steiner Cox, die in Schleswig-Holstein am stärksten 
verbreitete Sorte, mit 197 dt/ha nicht ganz den dies­
jährigen durchschnittlichen Hektarertrag im Markt­
obstbau erreichte. 

Zur Struktur des Bauhauptgewerbes 1997 

Im Rahmen der jährlich zum 30. Juni durchzuführen­
den Befragung aller Betriebe des Bauhauptgewerbes 
zählte man 1997 in Schleswig-Holstein 3 552 Be­
triebe, 3,8 % mehr als im Vorjahr. Diese Entwicklung 
wurde ausschließlich durch den Anstieg der Zahl 
kleinerer Firmen getragen, wobei hierzu solche mit 9 
und weniger Beschäftigten zählen. Die Zahl der Be­
triebe dieser Größenordnung stieg um 8,1 % auf 
2 424 Einheiten. so daß Mitte dieses Jahres gut zwe1 
Drittel aller Baubetriebe in Schleswig-Holstein Klein­
betriebe waren. Von den mittleren und größeren Be­
trieben gab es dagegen 1997 weniger als 1996. Zu 
den großeren Firmen - gemeint sind hier Betriebe mit 
einem Mitarbeiterbestand von mindestens 50 Perso­
nen - gehörten Ende Juni 1997 137 Einheiten, das 
sind gut 14 % weniger als 1996 und 3,9 o/o aller Bau­
betriebe in Schleswig-Holstein. 

Am 30. Juni 1997 beschäftigten d1e 3 552 Betriebe 
des Bauhauptgewerbes 40 667 Personen und damit 
5,6 % weniger als Mitte 1996. Dieser scheinbare Wi­
derspruch - mehr Betriebe einerseits, weniger Be­
schäftigte andererseits - beruht auf der Tatsache, 
daß der ausschließlich durch kleine Einheiten verur­
sachte Zuwachs der Betriebe zu einem Anstieg der 
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Beschäftigung in diesen Betriebsgrößen um 7,4 % 
führte . Für das gesamte Bauhauptgewerbe bestätigt 
sich dadurch die kleinbetrieblich geprägte Struktur 
und der daraus resultierende Beschäftigtenumfang. 
Am 30. Juni 1997 hatten in den 2 424 Betrieben mit 9 
und weniger Beschäftigten, also in etwa zwei Drittel 
aller Betriebe des Bauhauptgewerbes, nur ein Fünftel 
der 40 667 Beschäftigten ihren Arbeitsplatz. Die für 
die kleineren Betriebe positive Entwicklung wurde 
durch die rückläufigen Zahlen der mittleren und grö­
ßeren Betriebe deutlich überkompensiert. Allein in 
den relativ wenigen Betrieben mit 50 und mehr Be­
schäftigten (137 Einheiten) ging der Personalbestand 
um über 15 °1o auf 12 919 Personen zurück, d. h. 
Mitte 1997 waren in knapp 4 % der Betriebe des Bau­
hauptgewerbes fast 32 % des gesamten Personal­
bestandes beschäftigt. 

13 200 Vertreterinnen und Vertreter 
für Kreise und Gemeinden zu wählen 

Bei der Kommunalwahl am 22. März 1998 sind ins­
gesamt 13 157 Vertreterinnen und Vertreter für die 
Kreise und Gemeinden zu wählen, das sind 150 
(1 ,2 %) mehr als zur Wahl 1994. Wte 1994 sind 184 
Vertreterinnen und Vertreter in den kreisfreien Städ­
ten und 511 in den Kreisen zu wählen. ln den kreis­
angehörigen Gemeinden sind 12 462 Sitze in den 
Kommunalparlamenten durch die Wahl zu belegen, 
1994 waren es 12 312. 

Durch die Teilung der Gemeinde Groß Gladebrügge. 
Kreis Segeberg, in die Gemeinden Klein Glade­
brügge und Traventhal mit Wirkung vom 1. Januar 
1998 finden die Kommunalwahlen nunmehr in 1 130 
Gemeinden statt. ln 30 dieser Gemeinden 1st jedoch 
keine Gemeindevertretung zu wählen, da die für die 
Wahl maßgebliche Einwohnerzahl der Gemeinde 
unter 71 liegt. Hier tritt an die Stelle der Gemeinde­
vertretung die Gemeindeversammlung, der alle Bür­
gerinnen und Bürger der Gemeinde angehören. 

Für die Wahlen ist Schleswig-Holstein in 2 490 Wahl­
kreise eingeteilt, 39 mehr als 1994. ln 305 von ihnen 
sind die unmittelbaren Vertretennnen und Vertreter 
der Kre1se zu wählen, in 100 die der kreisfreien 
Städte und in 2 085 die der kreisangehörigen Ge­
meinden. 
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Aufsätze 

Vermögen und Schulden der gewerblichen Betriebe 
Die Rolle der Einheitswerte 

Wenn der Fiskus die Vermögen besteuern will, muß 
er zuvor deren Höhe bestimmen. Um laufend und 
zeitnah besteuern zu können, müßte er die Vermö­
gen eigentlich auch laufend und zeitnah bewerten. 
Dies ist aber insbesondere bei Immobilien und ande­
rem Realkapital schwierig und aufwendig. Bis 1995 
führte der deutsche Fiskus die Bewertung des Ver­
mögens nur in regelmäßigen Zeitabständen durch, 
die man Hauptfeststellungszeiträume nennt. Die 
Hauptfeststellung von Vermögen fand alle dre1 Jahre 
statt, und zwar zu einem für alle Steuerpflichtigen 
einheitlichen Termin. Die dann festgesetzte Jahres­
steuer blieb für diesen Zeitraum konstant. Einheits­
werte für die wirtschaftlichen Einheiten des Betriebs­
vermögens galten für Vermögens-, Grund- und Ge­
werbekapitalsteuer. Betriebsgrundstücke wurden da­
bei wie das Grundvermögen nach dem Stand von 
1964 bewertet. 

Das Gesetz über Steuerstatistiken bestimmt, daß in 
Verbindung mit der Hauptfeststellung der Einheits­
werte nach dem Stand am jeweiligen Hauptfeststel­
lungszeitpunkt eine Bundesstatistik durchzuführen ist. 
Die Daten stellt die Finanzverwaltung dem Statisti­
schen Landesamtper Datenträger zur Verfügung. Die 
Daten für diese Sekundärstatistik kann das Statisti­
sche Landesamt natürlich erst dann aufbereiten, 
wenn die Finanzämter die z. T. mehrjährigen Fest­
stellungsarbeiten abgeschlossen haben. Die Statistik 
liefert also Daten, die schon einige Jahre alt smd. Ihre 
Hauptbedeutung, wertvolle Daten über die Struktur 
der betrieblichen Bilanzposten bereitzustellen, bleibt 
davon unberührt. 

lnfolge der Wiedervereinigung wurde die für 1992 fäl­
lige Hauptfeststellung der Einheitswerte um ein Jahr 
verschoben. Die statistischen Ergebnisse für 1993 
können deshalb erst jetzt präsentiert werden. Die 
derzeitige Hauptfeststellung der Einheitswerte zum 
1. Januar 1995 führen die Finanzämter wohl letzt­
malig durch, weil durch Entscheidungen des Bundes­
verfassungsgerichts vom 18.08.1995 der Bundes­
gesetzgeber gezwungen wurde, die Besteuerung von 
Vermögenstatbeständen neu zu regeln. ln der Ent­
scheidung wird insbesondere der Ansatz des Grund­
besitzes mit den alten Einheitswerten bei der Ver­
mögens- und Erbschaftsteuer für verfassungswidrig 
erklärt. Die Einheitswerte des Grundvermögens dien­
ten bisher u. a. als Bemessungsgrundlage der Grund­
steuer, der Erbschaftssteuer, der Vermögensteuer, 
der Gewerbekapitalsteuer, der Ermittlung des Ge­
winns aus Land- und Forstwirtschaft sowie der Be-
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steuerung nach Durchschnittssätzen und der Pau­
schalierung des Nutzwertes eigengenutzter Wohnun­
gen im eigenen Einfamilienhaus und im sogenannten 
"unechten" Zweifamilienhaus. Sie sind weiterhin Be­
messungsgrundlage für Beiträge zu Wasser- und 
Bodenverbänden, für Leistungen nach dem Wahn­
geldgesetz und nach dem Bundesausbildungsförde­
rungsgesetz, für Landwirtschaftskammerabgaben und 
für Berufsgenossenschaftsbeiträge in der Landwirt­
schaft. 

Eine generelle Grundbesitzneubewertung wird es 
künftig nicht mehr geben. Nach der Neuregelung der 
Erbschaftsteuer sowie der dazugehörigen Bewertung 
des Grundbesitzes wird ab 1 . Januar 1996 eine all­
gemein als ungerecht empfundene Zweigleisigkelt in 
der Besteuerung der Erbschaft beseitigt, nämlich die 
Besteuerung von Grundbesitz nach Werten von 1964 
und die von Kapitalvermögen nach dem Gegenwarts­
wert. Für Zwecke der Erbschaftsteuer (seit 1996) und 
für Zwecke der Grunderwerbsteuer (seit 1997) wird 
Grundbesitz nur noch im Bedarfsfall neu bewertet. 

Da die Vermögensteuer ab 1997 nicht mehr erhoben 
wird und die Gewerbekapitalsteuer abgeschafft ist, 
werden künftig regelmäßige Einheitswertfeststellun­
gen des Betriebsvermögens nicht mehr erforderlich 
sein. Noch offen ist, wie die künftigen Bemessungs­
grundlagen für die Grundsteuer der Gemeinden aus­
gestaltet werden. 

Das Jahressteuergesetz 1997 (§ 11 Nr. 2 e, § 17 
Abs. 2; in Verbindung mit § 138 Bewertungsgesetz) 
sieht zwar eine Hauptfeststellung der Einheitswerte 
zum 1. Januar 1999 vor, weil augenblicklich noch Be­
messungsgrundlagen für die Grund- und Gewerbe­
steuer erforderlich sind. Im Zuge weiterer Steuer­
rechtsreformen soll diese Terminfestlegung jedoch 
aufgehoben werden. 

Dieser Aufsatz schildert die statistischen Ergebnisse 
der Hauptfeststellung 1993 und stellt sie in den Ver­
gleich mit den Ergebnissen früherer Einheitswertsta­
tistiken. Zum besseren Verständnis sollen dazu auch 
die wichtigsten Änderungen des komplizierten Ver­
mögensteuer- und Bewertungsrechts im Zeitraum der 
letzten zwei Jahrzehnte knapp umrissen werden. 

Zahl der Einheitswertfeststellungen 
deutlich reduziert 

Der langfristige Vergleich der Daten der Einheitswert­
statistik wird insbesondere durch häufige Steuer-
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Betriebe, Rohbetriebsvermögen 
und Einheitswerte 

Haupt- Roh-

feststellungs- Betriebe betriebs-
zeitpunkt vermögen 1 

Einheits-
werte 

1. Januar ... 
Anzahl Miii.DM 

1974 43 912 51 317 9 666 

1977 44276 66 114 12 536 

1980 31 087 62 934 12 377 

1983 23 703 65338 12 008 

1986 21 464 117 227 16 650 

1989 21 715 101 712 20 250 

1993 20 375 126 707 19 769 

1 ab 1993 einschl. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten und 
Hinzurechnungen nach § 107 BewG 

rechtsänderungen getrübt. Erhöhungen von Frei­
beträgen bewirken beispielsweise, daß im unteren 
Bereich der Größenordnung Betriebe nicht nur aus 
der Besteuerung, sondern damit auch aus der Stati­
stik hinausfallen. 

Der erste kräftige Rückgang der Zahl der bewerteten 
Betriebe zeigt sich 1980, als sie gegenüber 1977 um 
29,8% auf 31 087 zurückgegangen war. 1983 sank 
sie noch einmal um 23,8 % auf 23 703. Der Rück­
gang hatte überwiegend steuerrechtliche Gründe. 
Während 1977 die Erklärungen zur Feststellung des 
Einheitswertes an die Höhe des Betriebsvermögens 
(Wert von mindestens 6 000 DM) angeknüpft hatten, 
waren ab 1. Januar 1980 nur noch die Betriebe erklä­
rungspflichtig, deren Gewerbekapital den Freibetrag 
von 60 000 DM überstieg. ln die Gewerbekapitalbe­
rechnung ging der aus dem Betriebsvermögen durch 
Abzug der Betriebsschulden ermittelte Einheitswert 
zwar ein, das durch Hinzurechnen (z. B. Dauerschul­
den) und Kürzungen (z. B. Grundstückseinheitswerte) 
ermittelte Gewerbekapital ergab jedoch eine neue Aus­
gangsbasis infolge des Freibetrages von 60 000 DM. 
Beim Gewerbekapital bedeutete dies, daß für zahl­
reiche kleine und mittlere Betriebe keine Erklärungs­
pflicht zur Feststellung des Einheitswertes mehr be­
stand. 

Mit der Verdoppelung des Freibetrages auf 120 000 DM 
ab 1983 wurden weitere Betriebe in der Statistik nicht 
berücksichtigt. Ein zusätzlicher Grund für diesen Rück­
gang ergab sich aus der Gewerbekapitalberechnung 
selbst. Nach dem Haushaltsbegleitgesetz 1983 wa­
ren bei der Ermittlung des Gewerbekapitals die Dau­
erschulden nur noch zu 60 % anzurechnen. Beide 
Aspekte - die teilweise Anrechnung der Dauer­
schulden wie auch die Anhebung der Erklärungs-
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pflichtgrenze - führten dazu, daß in Schleswig-Hol­
stein 1983 nur noch 23 703 Betriebe bewertet wur­
den. Das Rohbetriebsvermögen stieg trotzdem auf 
65,3 Mrd. DM, während das Reinvermögen, also die 
Summe der Einheitswerte, geringfügig auf 12,0 Mrd. 
DM zurückging. 

Das Bewertungs- und Vermögensteuerrecht hat sich 
danach durch zahlreiche neue Regelungen, insbe­
sondere durch das Steuerentlastungsgesetz 1984 
sowie die Steuerbereinigungsgesetze 1985 und 1986 
weiter geändert. Das Steuerentlastungsgesetz 1984 
(BGBI. I 1983 S. 1583 f.) brachte u. a. wesentliche 
Minderung bei der Vermögensteuerbelastung des Be­
triebsvermögens. Hier die wichtigsten Regelungen 
dieses Gesetzes: 

- Durch Art. 1 Nr. 3 dieses Gesetzes wurde der 
§ 117 a in das Bewertungsgesetz (BewG) einge­
fügt. Danach bleibt Betriebsvermögen, das im 
Rahmen der Einheitsbewertung als Teil des Ge­
samtvermögens festgestellt und im Ergebnis ins­
gesamt positiv ist, bis zu einem Betrag von 
125 000 DM bei unbeschränkt und beschränkt 
Steuerpflichtigen außer Ansatz. Übersteigt das Be­
triebsvermögen diesen Betrag, so ist es nur mit 
75 v. H. anzusetzen. Gehört zu einem Betriebsver­
mögen sogenanntes Handelsschiffsvermögen, 
dann bleibt ein beim übrigen Betriebsvermögen 
nicht verbrauchter Freibetrag bis zu max. 
125 000 DM steuerfrei, der darüber hinausgehen­
de Betrag wird nur mit 50 v. H. angesetzt. Diese 
Freibetragsregelung steht bei Zusammenveranla­
gungen mehrerer an einem Gewerbebetrieb betei­
ligter Personen jedem Mitglied der Veranlagungs­
gemeinschaft zu, soweit ihm positives Betriebs­
vermögen zuzurechnen ist; dies gilt auch bei einer 
Beteiligung an einer Personengesellschaft. Bei 
mehreren Gewerbebetrieben eines Steuerpflichti­
gen, für die ein Einheitswert festgestellt wird, ist die 
Summe dieser Einheitswerte maßgebend. Eine 
Verrechnung eines nicht ausgenutzten Freibetra­
ges mit dem Betriebsvermögen eines anderen Be­
teiligten ist nicht zulässig. 

- Durch Art. 1 Nr. 2 dieses Gesetzes wurde § 102 
BewG (Vergünstigung für Schachtelgesellschaften) 
neu gefaßt; dabei ist die Grenze für die Ge­
währung des Schachtelprivilegs (Steuerfreiheit einer 
Schachtelbeteiligung) von 25 v. H. auf 10 v. H. ge­
ändert worden. Zugleich wurden die inländischen 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschatten in den 
Kreis der Schachtel-Untergesellschaften einbe­
zogen. Ferner wurde bei Schachtelvergünstigung 
über die Grenze bei mehrfacher Verschachtelung 
auf das Erfordernis der sogenannten Durch­
schüttung verzichtet. Außerdem wurde die Freistel­
lung von Schachtelbeteiligungen an ausländischen 
Gesellschaften aufgrund von Doppelbesteuerungs-
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abkommen ebenfalls bereits ab der Beteiligungs­
grenze von 10 v. H. ermöglicht. 

- Nach Art. 1 Nr. 4 dieses Gesetzes wurde § 121 
Abs. 2 Nr. 4 BewG (lnlandsvermögen) geändert; 
danach gehört die Beteiligung an einer inländi­
schen Kapitalgesellschaft nunmehr bereits zum 
steuerpflichtigen Inlandsvermögen eines beschränkt 
Steuerpflichtigen, wenn diese mindestens 10 v. H. 
statt bisher 25 v. H. ausmacht. 

- Ferner wurde durch Art. 1 Nr. 1 dieses Gesetzes 
§ 97 Abs. 1 Nr. 5 BewG ergänzt und die bisherige 
Rechtsprechung gesetzlich geregelt. Danach wer­
den dem gewerblichen Betrieb einer Personenge­
sellschaft auch Wirtschaftsgüter zugerechnet, die 
im Eigentum eines, mehrerer oder aller beteiligten 
Gesellschafter stehen und dem Betrieb der Gesell­
schaft dienen, soweit sie nicht Körperschaften im 
Sinne des § 97 Abs. 1 Nr. 1 - 4 BewG sind. 

Durch das Steuerbereinigungsgesetz 1985 (BGBI. I 
1984, S. 1493) wurden Vervielfältiger, die in bestimm­
ten Fällen der Berechnung von Pensionsanwartschat­
ten zugrunde gelegt werden, eingeführt, wodurch sich 
die Abzugsmöglichkeit von Pensionsverpflichtungen 
erhöht hat. 

Das Steuerbereinigungsgesetz 1986 (BGBI. I 1985, 
S. 2436) erweiterte den Kreis der Personengesell­
schaften, deren Wirtschaftsgüter zum Betriebsver­
mögen zählen (gewerblich geprägte Personengesell­
schaften), und ergänzte die Vorschriften über die 
Wirtschaftsgüter, welche zum Betriebsvermögen ge­
hören. Danach rechnet zum Betriebsvermögen auch 
der Geschäfts- oder Firmenwert, soweit er entgeltlich 
erworben wurde. Zum Jahresbeginn 1986 wurden 
zwar nur 21 464 Betriebe bewertet, 9,4 % weniger als 
1983. Gleichzeitig aber stieg das Einheitswertvolu­
men um 38,7 % auf 16,7 Mrd. DM. 

Auf die Einheitswerte zum 1 . Januar 1989 hatten wei­
tere Änderungen des Bewertungs- und Vermögen­
steuerrechts - insbesondere durch das Steuerreform­
gesetz 1990 - Einfluß: 

- Körperschaften, Personenvereinigungen und Ver­
mögensmassen i. S. des § 97 Abs. 1 Nr. 1 bis 
4 BewG wurden hinsichtlich der Behandlung des 
Sonderbetriebsvermögens den natürlichen Perso­
nen und den Personengesellschaften gleichge­
stellt. Bei Sonderbetriebsvermögen I handelt es 
sich um Wirtschaftsgüter, die im Eigentum einzel­
ner Gesellschafter stehen und die der Gesellschaft 
zur Nutzung überlassen sind. Zum Sonderbetriebs­
vermägen II gehören Wirtschaftsgüter, die der Mit­
unternehmer zwar nicht unmittelbar der Personen­
gesellschaft zur Nutzung überlassen hat, die aber 
der Beteiligung an der Personengesellschaft die-
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nen oder zu dienen bestimmt sind. Es wird klar­
gestellt, daß auch Wirtschaftsgüter des Sander­
betriebsvermögens in die Einheitsbewertung der 
Personengesellschaft einzubeziehen sind, wobei 
die Zurechnung zum Sonderbetriebsvermögen 
stets der Zurechnung zum Betriebsvermögen des 
Mitunternehmers (ggf. Kapitalgesellschaft) vorgeht. 

- Auch Forderungen und Schulden zwischen Gesell­
schaft und Gesellschafter sind wie Wirtschaftsgüter 
des Sonderbetriebsvermögens der Gesellschaft zu 
behandeln, es sei denn, sie stammen aus dem re­
gelmäßigen Geschäftsverkehr zwischen beiden; 
somit können Forderungen (Schulden) nur beim 
Einheitswert der Gesellschaft anerkannt werden, 
der wiederum ggf. einheitlich festgestellt, den Be­
teiligten vorweg anteilig zugerechnet wird. 

- Schließlich waren Forderungen von Nichtgesell­
schafter-Ehegatten gegenüber einer Personenge­
sellschaft bei der Gesellschaft als Schuldposten 
und als Besitzposten zum Sonderbetriebsvermö­
gen des Gesellschafters zu rechnen. Entsprechend 
ist auch bei Einzelunternehmen zu verfahren; eine 
Forderung der Ehefrau wird zum Betriebsvermö­
gen des Ehegatten gerechnet, eine Schuld gegen­
über der Ehefrau kann nicht mehr abgezogen wer­
den. Vermögensteuerlich führt die Einbeziehung 
des Sonderbetriebsvermögens in das Betriebs­
vermögen der Gesellschaft zu seiner Berücksichti­
gung bei der Vergünstigung des Betriebsvermö­
gens nach § 117 a BewG. 

- ln § 1 03 a Satz 2 BewG wird klarstellend geregelt, 
daß Rückstellungen für Jubiläumszuwendungen nur 
unter der Voraussetzung, daß die versprochene 
Zuwendung dem Berechtigten für den Fall der vor­
zeitigen Beendigung des Dienstverhältnisses zu­
steht und die Zusage rechtsverbindlich in schrift­
licher Form erfolgte, als Schuldposten abzugsfähig 
ist. 

Weitere Änderungen ergaben sich durch die neue 
Vermögensteuer-Durchführungs-Verordnung. Für die 
seit 1985 am deutschen Kapitalmarkt gehandelten 
Zero-Bonds sind erstmals bewertungsrechtliche Vor­
schriften aufgenommen worden. Danach ist bei no­
tierten Papieren der niedrigste am Stichtag notierte 
Kurs maßgebend, bei nichtnotierten Papieren wird, 
falls sie zum Betriebsvermögen zählen, der Steuer­
bilanzwert, bei sonstigen Vermögen ein besonderer 
Rückzahlungswert angesetzt. 

Durch Bundesfinanzhof-Urteil vom 18.05.1988 kön­
nen Schulden, die in wirtschaftlichem Zusammen­
hang mit einer inländischen Schachtelbeteiligung 
stehen, bei der Ermittlung des Betriebsvermögens 
nur dann abgezogen werden, wenn sie den Wert der 
Schachtelbeteiligung übersteigen (Schuldenüberhang). 
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Auf Beschluß der obersten Finanzbehörden des Bun­
des und der Länder können Sparkassen für eine in 
der Handels- und Steuerbilanz unterlassene Pau­
schalwertberichtigung diese bei der Ermittlung des 
Einheitswertes des Betriebsvermögens auf den Über­
gangsstichtag 1. Januar 1989 als Schuldposten be­
rücksichtigen. 

Ebenfalls durch Rechtsprechung des Bundesfinanz­
hofes wurde entschieden, daß die Einzahlungsan­
sprüche auf das erhöhte Stamm- oder Grundkapital 
einer Kapitalgesellschaft bei der Bewertung auf den 
Bewertungsstichtag nicht anzusetzen sind, wenn es 
sich nicht um Ansprüche auf Leistungen der gesetz­
lich oder satzungsgemäß vor der Eintragung zu lei­
stende Einlagen handelt. Werden dagegen freiwillige 
Einzahlungen ohne gesetzliche oder satzungsmäßige 
Verpflichtung geleistet, wird der Wert als Schuldver­
pflichtung angesetzt, beim Anteilseigner gilt er als be­
sonderes Wirtschaftsgut 

Nichtnotierte Anteile an Kapitalgesellschaften sind mit 
dem gemeinen Wert anzusetzen. ln der Regel wird 
dieser aus Verkäufen abgeleitet. Nach neuester Recht­
sprechung genü_gt dazu schon ein einziger Verkauf. 
Die genannten Anderungen im Bewertungsrecht ha­
ben sich auf die Zahl der bewerteten Betriebe kaum 
ausgewirkt, wohl aber auf die Vermögensstruktur. 
Zum 1. Januar 1989 wurden 21 715 Betriebe bewer­
tet, also nur wenig mehr als 1986. Deren Roh­
betriebsvermögen war mit 101 ,7 Mrd. DM zwar um 
13,2 % niedriger als das der drei Jahre zuvor bewer­
teten Betriebe, aber das Reinvermögen der Betriebe 
erhöhte sich um immerhin 21 ,6 % auf 20,3 Mrd. DM. 

Auch die deutsche Wiedervereinigung erforderte ei­
nige Klarstellungen und Regelungen im Bewertungs­
recht. Nach Art. 3 des Einigungsvertrages vom 
31 .08.1990 mußten Vorschriften für die Bewertung 
des Vermögens im Beitrittsgebiet erlassen werden. 
Eine Neufassung des Bewertungsgesetzes vom 
01 .02.1991 (BGBI. I S. 230) berücksichtigte die 
Rechtsänderungen seit der Fassung der Bekanntma­
chung vom 30.05.1985. Für die Hauptfeststellung 
zum 1. Januar 1993 waren weitere Änderungen des 
Bewertungsgesetzes durch das Steueränderungsge­
setz 1991 vom 24.06.1991 (BGBI. I S. 1322}, durch 
das Steueränderungsgesetz 1992 vom 25.02.1992 
(BGBI. I S. 297) und durch das Zinsabschlaggesetz 
vom 09.11 .1992 (BGBI. I S. 1853) maßgebend. 

Letztlich stellt die Zahl der 20 375 Betriebe, für die 
zum Jahresbeginn 1993 ein Einheitswert festgestellt 
wurde, abermals den niedrigsten Wert in der Zeit­
reihe dar. Das Rohbetriebsvermögen dieser Betriebe 
lag mit 126,7 Mrd. DM dennoch deutlich über allen 
bisherigen Werten. Die Summe aller Einheitswerte 
fiel allerdings mit 19,8 Mrd. DM um gut 2 % geringer 
aus als 1989. 
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Einheitswertstatistik liefert 
Abbild der Bilanz 

Aufsätze 

Im Gegensatz zu der in der Betriebswirtschaftslehre 
und auch in der amtlichen Statistik sonst üblichen 
Darstellung des Betnebes als örtlich begrenzte tech­
nisch-wirtschaftliche Organisationseinheit umfaßt der 
Gewerbebetrieb nach dem Bewertungsgesetz über­
wiegend das gesamte Unternehmen. Die Besitz- und 
Schuldposten, die der Einheitswertberechnung zu­
grunde liegen, können wie die Aktiva und Passiva ei­
ner Unternehmensbilanz gegenübergestellt werden, 
deren Bilanzsumme das Rohbetriebsvermögen aus 
der Einheitswertfeststellung darstellt. Die Relationen 
der verschiedenen Posten zum Rohbetriebsvermö­
gen ergeben Kennzahlen und Strukturgrößen, wie sie 
aus der Bilanzanalyse, einem Anwendungsgebiet der 
Betriebswirtschaftslehre, bekannt sind. Wenn auch 
Bilanz- und Bewertungsrecht gewisse Unterschiede 
aufweisen, so wird mit den aus der Einheitswartstati­
stik ermittelten Kennzahlen für die gewerblichen Be­
triebe doch eine statistische Lücke geschlossen. 

Die Affinität zwischen den Bilanzen und den Ein­
heitswerten der Unternehmen ergibt sich aus dem 
Grundsatz der Maßgeblichkelt der Handelsbilanz für 
die Steuerbilanz, der in § 5 Abs. 1 des Einkommen­
steuergesetzes verankert ist: "Bei Gewerbetreiben­
den, die ... verpflichtet sind, Bücher zu führen ... , ist 
für den Schluß des Wirtschaftsjahres das Betriebs­
vermögen anzusetzen ... , das nach den handels­
rechtlichen Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchfüh­
rung auszuweisen ist .. . " Darauf wiederum bezieht 
sich für die Einheitswertfeststellung § 1 09 BewG: .. Die 
zu einem Gewerbebetrieb gehörenden Wirtschaftsgü­
ter, sonstigen aktivischen Ansätze, Schulden und 
sonstigen passivischen Ansätze sind bei Steuer­
pflichtigen, die ihren Gewinn nach ... § 5 des Ein­
kommensteuergesetzes ermitteln, ... mit den Steuer­
bilanzwerten anzusetzen." 

Die Einheitswertstatistik gibt also Aufschluß über den 
Vermögens- und Kapitalaufbau, d. h. über die Bilanz­
struktur der gewerblichen Wirtschaft. Da auch klei­
nere und mittelständische Betriebe sowie Institutio­
nen freier Berufe erfaßt werden, ergänzen diese In­
formationen die Ergebnisse der Unternehmensbilanz­
statistik, die die Deutsche Bundesbank aus Zahlen 
erstellt, die die Großunternehmen nach dem soge­
nannten Publizitätsgesetz (Gesetz über die Rech­
nungslegung von bestimmten Unternehmen und Kon­
zernen) veröffentlichen müssen. 

Allerdings bricht die Einheitswertstatistik 1993 - aus 
durchaus gutem Grund - mit der Darstellung in den 
vorherigen Einheitswertstatistiken. Aus Anlaß einer 
ohnehin anstehenden Änderung der wirtschaftlichen 
Gliederung, auf die noch näher einzugehen ist, hat 
man den Tabellenoutput der Statistik nämlich gleich-
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Ergebnisse der Einheitswertstatistik 1993 in Bilanzform 

AKTIVA 

Immaterielle Ver-
mögensgegenst. 

5 509 Mi//. DM 

Anlage-
Sachanlagen 

vermögen 14 037 Mifl. DM 

40 481 Mil/. DM 
Finanzanlagen 

20 935 Mi//. DM 

Vorratsvermögen 

9 571 M/11. DM 

Rohbetrlebs-
vermögen 

126 707 Mi//. DM Forderungen 
und sonstige 

Umlauf- Vermögens-
vermögen gegensHmde 

85 667 Mi/1. DM 56 629 Mi//. DM 

Wertpapiere, 
Schecks, Kasse, 

Guthaben 

19 467 Mi//. DM 

546 Mi/1. DM 1 

1 Ausstehende Einlagen, Aktive Rechnungsabgrenzungs­
pasten und Hinzurechnung nach § 107 BewG 

zeitig auch auf jene Bilanzgliederung abgestellt, die 
seit 1986 handelsrechtlich vorgeschrieben ist. Durch 
das sogenannte Bilanzrichtlinien-Gesetz war das 
Handelsrecht wesentlich reformiert worden. Dabei 
waren zur Vereinheitlichung innerhalb der Europäi­
schen Gemeinschaften in das Handelsgesetzbuch 
auch zahlreiche Vorschriften für den Jahresabschluß 
aufgenommen worden. Die Gliederungsvorschriften für 
die Handelsbilanzen der Kapitalgesellschaften sind 
sattdem Bestandteil des Handelsrechts, sie gelten in 
verkürzter Form auch für die übrigen Unternehmen. 

Die Feststellung der Einheitswerte der gewerblichen 
Betnebe setzt berm Rohbetriebsvermögen an. Grob 
gesprochen gilt 1993 wie auch in den Einheitswert­
statistiken zuvor, daß das zum Rohbetriebsvermögen 
zusammengefaßte Anlage- und Umlaufvermögen als 
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PASSIVA 

Schulden 

Rückstellungen 

6 015 Mi/1. DM 

und sonstige Abzüge 

104 738 Mi//. DM 

2 200 Mi/1. DM 2 

Einheitswert 
(unabgerundet) 

19 769 Mill. DM 

2 Passive Rechnungsabgrenzungsposten, Abzüge und 
Schuldenübertrag aufgrund von Schachtelbeteiligungen 
und Abrechnungen nach § 1 07 BewG 

die Aktivseite einer Bilanz interpretiert werden kann. 
der auf der Passivseite das aus Einheitswert und 
dem Gegenwert der Schachtelbeteiligungen zusam­
mengesetzte Eigenkapital und das Fremdkapital, das 
die Schulden und sonstigen Abzüge umfaßt, gegen­
überstehen. Die mit dem Bilanzrichtlinien-Gesetz in 
das Handelsrecht (§ 266 HGB) eingeführte Bilanzglie­
derung ist allerdings differenzierter: Auf der Aktivseite 
steht jetzt die aktive Rechnungsabgrenzung als 
gleichrangiger Posten neben Anlage- und Umlauf­
vermögen, und auch das Anlagevermögen umfaßt 
jetzt mit den immateriellen Vermögensgegenständen 
ebenfalls eine neben den Sach- und den Finanzanla­
gen dritte Unterkategorie. 

Die Einheitswertstatistik versucht, insbesondere die 
Posten der Aktivseite entsprechend auszuweisen, 
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findet aber nicht für alle Originärpositionen - so etwa 
die "Hinzurechnungen nach § 107 Bewertungs­
gesetz" - eine handelsrechtliche Entsprechung. 01e 
Passivseite der Bilanzgliederung nach § 266 HGB 
kann die Einheitswertstatistik nur bedingt nachzeich­
nen. Weil sich nicht nur die Gliederung der Bilanz 
geändert hat, sondern 1993 die Einzelpositionen auf­
grund gesetzlicher Regelung mit den ertragsteuer­
liehen Bilanzwerten anzusetzen waren und insofern 
auch inhaltlich von den Daten von 1989 abweichen, 
muß darauf verzichtet werden, das Ergebnis 1993 m1t 
denen 1n der Zeitreihe zuvor tabellarisch zu ver­
knüpfen. Die Daten der Einheitswertstatistik 1993 rn 
der so weit wie möglich der Bilanzgliederung des 
neuen Handelsrechts nachempfundenen Form zeigt 
d1e Grafik. 

Besitz-, Schuldposten und Einheitswerte 
der gewerblichen Betriebe 

Hauptfeststellungszeitpunkt 

01.01.1983 01.01 .1989 

Miii.DMI % Miii. DMI % 

Anlagevermögen 17 611 27,0 27 845 27,4 

davon 

Sachanlagen 11 582 17,7 17 137 16,8 

davon 

Betnebsgrundstucke 3963 6,1 4 736 4,7 

Maschinen und 
maschinelle Anlagen 5303 8,1 8092 8,0 

sonstige Sachanlagen 2 316 3,5 4309 4.2 

Finanzanlagen 6 029 9,2 10708 10,5 

Umlaufvermögen 47 726 73,0 73867 72,6 

davon 

Betriebskapital 41 346 63,3 62137 61,1 

Vorratsvermögen 6380 9,8 11 730 11,5 

Rohbetriebsvermögen 65 338 100 101 712 100 

Schulden und 
sonst1ge Abzüge 53 110 81,3 80 675 79,3 

Abzüge aufgrund von 
Schachtelbeteiligungen 219 0,3 786 0,8 

E1nhe1tswert 12 008 18,4 20 250 19,9 

ln den Einheitswertstatistiken der Jahre 1983 und 
1989, deren Ergebnrsse zu Dokumentations- und 
Vergleichszwecken in der Tabelle präsentiert werden, 
bestand das Rohbetriebsvermögen definitorisch allein 
aus dem Anlage- und dem Umlaufvermögen. Beim 
Anlagevermögen unterschied man zwischen den 
Sachanlagen, die wiederum in Betriebsgrundstücke, 
Maschinen und ähnliche Anlagen sowie sonstige 
Sachanlagen untergliedert waren, und den Finanzan-
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lagen. Zu den Finanzanlagen gehörten neben den 
Darlehen und Hypothekenforderungen, den Wertpa­
pieren und Beteiligungen auch die immatenellen 
Wirtschaftsgüter, also neben den Mineralgewin­
nungsrechten, die in der Statistik als solche geson­
dert ausgegliedert waren, die Patente, die Urheber­
rechte, Verlagsrechte u. ä. Als Umlaufvermögen wur­
de nur das Betriebskapital und das Vorratsvermögen 
(Bestände an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie 
an Halb- und Fertigerzeugnissen) nachgewiesen. 
Das Betriebskapital umfaßte neben den Barbestän­
den, Guthaben und Forderungen auch die aktiven 
Rechnungsabgrenzungsposten sowie die Hinzurech­
nungen. 

D1e so ermittelte Summe der zu den gewerblichen 
Betrieben gehörenden Wirtschaftsgüter (Rohbetriebs­
vermögen) verminderte man um die mit der Gesamt­
heit oder mit einzelnen Teilen des gewerblichen Be­
triebes in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen­
den Schulden und sonstigen Abzüge sowie die 
Schachtelbeteiligungen, was als Ergebnis der Sum­
me der Einheitswerte oder - synonym - dem Rein­
vermögen entspricht. 

Median des Einheitswertes 
1993 bei 185 000 DM 

Die weitere Analyse der Einheitswertstatistik legt es 
zunächst nahe, die in Schleswig-Holstein ansässigen 
Betriebe nach der Höhe ihres Einheitswerts zu grup­
pieren. Der Einheitswert repräsentiert - wie bereits 
dargelegt - allerdings nicht die Bilanzsumme, also 
das Rohbetriebsvermögen, sondern aufgrund des 
Abzuges der Betriebsschulden das Reinvermögen. 

Die gruppierte Häufigkeitsverteilung der Einheits­
werte läßt Aussagen zu, wieviel % aller Betriebe mit 
ihrem Einheitswert ober- oder unterhalb eines Wer­
tes x DM liegen. Umgekehrt läßt sich derjenige Ein­
heitswert ermitteln, den x% der Betriebe übertreffen 
und den die übrigen (1 00 minus x) nicht erreichen. 
Der Zentralwert oder Median stellt hierbei den Son­
derfall dar, daß gleichviel Betriebe über diesem Wert 
wie auch darunter liegen, x also 50 % darstellt. 

Der Median der Einheitswerte lag 
1980 be1 71 000 DM, 
1983 bei 94 000 DM, 
1986 bei 132 000 DM, 
1989 bei 171 000 DM und 
1993 bei 185 000 DM. 

Der Median ist also im Zeitraum dieser 13 Jahre kon­
tinuierlich um insgesamt 161 % gestiegen, was aber 
vor allem darauf zurückzuführen ist. daß - wie ein­
gangs beschrieben - im Laufe der Zeit viele kleinere 
Betriebe aus der Einheitsbewertung herausgenom-
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Betriebe und ihre Einheitswerte nach der Größe ihres Einheitswerts 

Hauptfeststellungszeitpunkt 

Einheitswertgrößenklasse 01 .01 .1980 01 .01 .1983 01 .01 .1986 01 .01 .1989 01 .01 .1993 von ... bis unter ... DM 

Anzahl I % Anzahl I % Anzahl I % Anzahl I % Anzahl I % 

Anzahl der Betriebe 

Unter 10 000 2 926 9,4 1 503 6,3 810 3,8 613 2,8 462 2,3 
10 000 - 50000 10 000 32,2 6 220 26,2 4 390 20,5 3720 17,1 3117 15,3 
50 000 - 100 000 6274 20,2 4677 19,7 4 869 22,7 4 968 22,9 4 857 23,8 

100 000 - 500 000 9 064 29,2 8458 35,7 8 217 38,3 8 739 40,2 8 214 40,3 
500 000 - 1 Mill. 1 297 4,2 1 293 5,5 1 347 6,3 1 590 7,3 1 642 8,1 

1 Mill. - 5Mill. 1 196 3,8 1 218 5,1 1 360 6,3 1 496 6,9 1 513 7,4 

5Mill. - 10 Mill. 173 0,6 186 0,8 235 1,1 289 1,3 271 1,3 
10 Mill. - 50Mill. 135 0,4 128 0,5 194 0,9 247 1,1 253 1,2 
50 Mill. und mehr 22 0,1 20 0,1 42 0,2 53 0,2 46 0,2 

Insgesamt 31 087 100 23 703 100 21 464 100 21 715 100 20 375 100 

Summe der Einheitswerte in Mlll. DM 

Unter 10 000 16 0,1 8 0,1 4 0,0 3 0,0 3 0,0 
10 000 - 50 000 272 2,2 176 1,5 137 0,8 120 0,6 101 0,5 
50 000 - 100 000 454 3,7 334 2,8 338 2,0 343 1,7 334 1,7 

100 000 - 500 000 1 912 15,4 1 817 15,1 1 794 10,8 1 954 9,6 1 881 9,5 
500 000 - 1 Mill. 901 7,3 890 7,4 935 5,6 1 101 5,4 1143 5,8 

1 Mil l. - 5Mill. 2 500 20,2 2532 21 .1 2 849 17,1 3176 15,7 3105 15,7 

5 Mill. - 10 Mill. 1 185 9,6 1 273 10,6 1 609 9,7 2039 10,1 1 854 9,4 
10 Mill. - 50Mill. 2638 21 ,3 2 681 22,3 3 922 23,6 5 328 26,3 5 314 26,9 
50 Mill. und mehr 2 500 20,2 2 298 19,1 5 062 30,4 6188 30,6 6 034 30,5 

Insgesamt 12 377 100 12 008 100 16 650 100 20 250 100 19 769 100 

men worden sind. Daß 1993 das arithmetische Mittel 
aller 20 375 Einheitswerte mit 970 000 DM mehr als 
das Fünffache des Medians ausmacht, zeigt die nach 
wie vor hohe Konzentration der Einheitwerte auf die 
großen Unternehmen. So hatten 1993 zwar nur zwei 
von 1 000 Betrieben einen Einheitswert von über 
50 Mill. DM, aber diese 46 Betriebe vereinigten drei 
Zehntel allen Einheitswertes auf sich. 

Während die Anteile der Betriebe in den unteren 
Größenklassen zurückgegangen sind und gleichzeitig 
in den mittleren Klassen zugenommen haben, kon­
zentriert sich die Masse des Einheitswertvolumens 
zunehmend auf höhere Einheitswertgrößenklassen. 
Neben der allgemeinen Wertsteigerung, die zur Folge 
hat, daß Betriebe in höhere Einheitswertgrößenklas­
sen hineinwachsen, führte hier insbesondere die An­
hebung der Erklärungspflichtgrenzen zu einem Rück­
gang von Kleinstbetrieben. Daß in den unteren Grö­
ßenklassen Einheitswerte überhaupt noch festgestellt 
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wurden, hängt zum einen damit zusammen, daß Ein­
zelunternehmer oder Gesellschafter einer Personen­
gesellschaft aufgrund anderer Vermögensarten eine 
Vermögensteuererklärung abzugeben hatten. Ein 
weiterer Grund kann sein, daß eine Reihe von Be­
trieben eine Kapitalstruktur mit einem hohen Anteil an 
Dauerschulden aufweist. 

Mit einiger Unschärfe darf man davon ausgehen, daß 
die 20 375 Betriebe, für die die Finanzverwaltung 
zum 1. Januar 1 993 Einheitswerte festgestellt hat. 
eine Teilmenge jener 87 385 Unternehmen sind, die 
mit einem Mindestumsatz im Jahr von 25 000 DM Ge­
genstand der Umsatzsteuerstatistik 1992 in Schles­
wig-Holstein waren. Mehr als drei Viertel jener etwa 
87 000 der Umsatzsteuerüberwachung unterliegen­
den Unternehmen hatten also ein Betriebsvermögen 
unterhalb der Grenze, die zur Gewerbe- oder Ver­
mögensteuerpflicht führt. Ungeachtet der unterschied­
lichen Abgrenzungskriterien zwischen beiden Statisti-
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ken dokumentieren auch diese Zahlen den stark re­
duzierten Erhebungsumfang bei kleineren Betrieben. 
Da in der Einheitswertstatistik weniger die Unterneh­
mensgröße oder Umsatzhöhe als vielmehr die Aus­
stattung mit Anlagegütern oder die Höhe des Vor­
ratsvermögens entscheidend ist, kann es setn, daß 
auch Unternehmen mit hohem Umsatz mcht erfaßt 
werden, weil sie z. B. mit geringem Kapitaleinsatz ar­
beiten und deswegen ein Einheitswert für sie nicht 
festgesetzt worden ist. 

Eigenkapitalquote bei etwa einem Drittel 

Wie das Vermögen von Privatpersonen ist auch das 
der gewerblichen Betriebe in der Regel em Ergebnis 
langfristiger Aufbaubemühungen. Die Zusammenset­
zung der Besitz- und Schuldposten spiegelt aber 
auch das der Wirtschaftslage angepaßte Finanzie­
rungs- und Investitionsverhalten der Unternehmen 
und ihrer Vorratshaltungsdispositionen, sie ist also 
konjunkturellen Einflüssen unterworfen. 

Der langjährige Vergleich läßt erkennen, daß die An­
teile des Anlagevermögens am Rohbetriebsvermö­
gen bis 1983 ständig zugenommen, die des Umlauf­
vermögens dagegen ständig abgenommen haben. 
Dte für die Investitions- und Innovationskraft der Un­
ternehmen als maßgeblich angesehene Eigenkapi­
talausstattung hat sich nicht wesentlich verändert: 

Bilanzrelationen der gewerblichen Betriebe 1 

Ak1iva Passiva 

Eigen- Fremdkapital 
(Schulden und 

Anlage- Umlauf- kapital sonstige Abzüge) 
Jahr2 ver- ver- (Einheits 

mögen mögen wert und dar. 
Schach- ins- langfr. 
telbeteili-

gung) 
gesamt Verbind-

liehkeilen 

% des Rohbetriebsvermögens 

1974 39,9 60.1 32.6 67,4 17,9 

1977 41,7 58,3 35,7 64,3 18,1 

1980 43,3 56,7 35,0 65,0 16,7 

1983 45,0 55,0 36,2 63,8 16,9 

1986 42,1 57,9 35,7 64,3 15,5 

1989 41,9 58,1 37.8 62,2 13,4 

1993a 39,5 59,9 33,7 64,8 
1 ohne KredillnStltute. Versicherungsgewerbe und Beteiligungs­

gesellschaften 
2 Einheitswert jeweils zum 01.01. 
8 Die Anteile der hier auigeft.ihrten Aktiva und Pass1va ergeben 

nicht zusammen 100, we1l 1993 differenzierter gegliedert wurde 
(siehe h1erzu Grafik auf Seite 8) 
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Das aus dem Einheitswert und dem Gegenwert 
der Schachtelbeteiligungen ermittelte Eigenkapital 
schwankte zwischen 33 % des Rohbetriebsvermö­
gens im Jahre 1974 und 38% 1m Jahre 1989, wah­
rend das Fremdkapital, also die Schulden und sonsti­
gen Abzüge, als Komplement entsprechend 62 % bis 
67 % des Rohbetriebsvermögens ausmachte. Auch 
die langfristigen Verbindlichkeiten änderten sich 
kaum, sie schwankten zwischen 18 % des Rohbe­
triebsvermögens in den Jahren 197 4 und 1977 und 
13% im Jahre 1989. 

Im Durchschnitt der erfaßten Betriebe war das Anla­
gevermögen 1980 zu 81 %, 1983 zu 80 %, 1986 zu 
86 %, 1989 zu 90 % und 1993 zu 85 % durch Eigen­
kapital gedeckt. d. h. die aus der betriebswirtschaftli­
ehen Literatur bekannte "Goldene Bilanzregel~. wo­
nach das Anlagevermögen möglichst vollständig 
durch Eigenkapital gedeckt sein sollte, wird nicht er­
füllt. Erfüllt dagegen wurde die etwas weniger strenge 
"2 : 1 - Regel", wonach das Anlagevermögen durch 
langfristig dem Unternehmen zur Verfügung stehende 
Mittel, also entweder durch Eigenkapital oder durch 
langfnstiges Fremdkapital, gedeckt sein sollte. Für 
1993 läßt sich ein solcher Wert allerdings nicht genau 
ermitteln, weil die langfristigen Verbindlichkeiten nicht 
mehr gesondert ausgewiesen sind. 

Relation Anlagevermögen 
zu Bilanzsumme in der Energie· 
wirtschaff am höchsten 

ln der Fachpresse werden Meldungen über spektaku­
läre Firmenzusammenbrüche oder über die Ergeb­
nisse der Insolvenzstatistik häufig von Klagen über 
die schlechte Eigenkapital-Ausstattung der Betriebe 
begleitet. Die im folgenden präsentierten Bilanzrela­
tionen nach Branchen und Rechtsformen stützen 
diese Klagen nicht ohne weiteres, sie können aller­
dings auch nur als Näherungswerte verstanden wer­
den. Die Würdigung dieser Bilanzrelationen bedarf 
spezieller Kenntnisse der betreffenden Branche, aber 
auch - weil Bilanzen ihrem Charakter nach nur Mo­
mentaufnahmen sind- des Vergleichs in der Zeitreihe. 

Der Vergleich der Branchenergebnisse 1993 mit de­
nen der vorherigen Erhebungen ist allerdings beein­
trächtigt. Die EU-weite Revision und Vereinheitli­
chung der wirtschaftssystematischen Klassifikationen, 
die 1993 auch in der Einheitswertstatistik zur Anwen­
dung kam, hat zu nicht nur marginalen Veränderun­
gen geführt, so daß nicht ohne weiteres von der alten 
Gliederung auf die neue - oder umgekehrt - zugun­
sten einer lückenlosen, unterbrechungsfreien Zeit­
reihe umgerechnet werden kann. Im folgenden wer­
den daher zwei Versatzstücke geboten: D1e Zahlen 
nach alter Systematik für 1983 und 1989, auf die zu­
nachst eingegangen wird, und die Zahlen für 1993 
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Bilanzrelationen der gewerblichen Betriebe1 nach Wirtschaftsbereichen2 1983 und 1989 

Aktiva 

Umlauf- Anlage-
Bilanz- vermögen vermögen 

Jahr Betriebe summe dar. dar. Maschi-
in Miii. DM insgesamt Vorrats- insgesamt nen u. ähnl. 

vermögen Anlagen 

% der Bilanzsumme 

Land· und Forstwirtschaft, Tierhaltung, Fischerei 

1983 336 224 60 14 40 14 
1989 263 180 52 18 48 14 

Energiewirtschaft und Wasserversorgung, Bergbau 

1983 102 3 698 24 2 76 62 
1989 116 5 052 24 6 76 63 

Verarbeitendes Gewerbe 

1983 3 901 8130 58 27 42 17 
1989 3 754 16 781 62 26 38 13 

Baugewerbe 

1983 3 045 3 039 76 40 24 6 
1989 2 618 3076 74 38 26 6 

Großhandel 

1983 2205 4 759 74 26 27 4 
1989 2 397 9 812 75 29 25 5 

Handelsvermittlung 

1983 442 151 71 15 29 7 
1989 372 298 71 29 29 3 

Einzelhandel 

1983 4867 3 074 65 39 35 3 
1989 3844 4383 65 35 35 3 

Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe 

1983 354 37229 87 0 13 0 
1989 305 53 211 87 2 13 1 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung 

1983 1 092 1 848 26 2 74 42 
1989 1 038 2 219 33 2 67 30 

Dienstleistungen 

1983 6 341 2 815 40 8 60 8 
1989 5 803 5 584 40 5 60 18 

1 ohne Organisationen ohne Erwerbszweck, ohne Beteiligungsgesellschaften 
2 Systematik der Wirtschaftszweige 1979 

Passiva 

Fremd- Eigen-
kapital kapital 

(Schulden (Einheitswert 
u. sonstige u. Schachtel-
Abzüge) beteiligungen) 

58 42 
65 35 

64 36 
50 50 

61 39 
65 35 

74 26 
74 26 

71 29 
71 29 

66 34 
68 32 

59 41 
61 39 

95 5 
95 5 

68 32 
60 40 

51 49 
44 56 
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Die Vermögens- und Kapitalstrukturen in den einzel­
nen Wirtschaftsbereichen lassen je nach Fertigungs­
methode und Kapitalintensität branchentypische Un­
terschiede erkennen. Den mit 76 % höchsten Anteil 
des Anlagevermögens an der Bilanzsumme wies 
1983 wie 1989 die Energiewirtschaft auf. Allein die 
Maschinen und ähnlichen Anlagen in diesem sehr 
kapitalintensiven Wirtschaftszweig machten über drei 
Fünftel des gesamten Rohbetriebsvermögens aus. 
Auch in den Bereichen des Verkehrs und der Nach­
richtenübermittlung sowie der Dienstleistungen über­
schritt der Anteil des Anlagevermögens am Rohbe­
triebsvermögen den Durchschnitt für alle Wirtschafts­
bereiche erheblich. 

Für die drei genannten Bereiche ist ferner das ge­
ringe Vorratsvermögen augenfällig. Die Energiewirt­
schaft und der Verkehrssektor können die von ihnen 
produzierten Güter und Leistungen nicht oder nur im 
geringen Umfang vorrätig halten. Sie haben deshalb 
einen hohen Kapitalbedarf, um Spitzenbelastungen 
abfangen zu können. ln beiden Bereichen ist auch 
ein ungünstiges Deckungsverhältnis zwischen Eigen­
kapital und Anlagevermögen zu verzeichnen; 1989 
waren weniger als zwei Drittel des Anlagevermögens 
durch eigene Mittel abgedeckt. Das Abweichen von 
der Bilanzregel , wonach zumindestans das Anlage­
vermögen durch Eigenkapital abgedeckt sein sollte, 
ist aber insofern gerechtfertigt, als in beiden Berei­
chen die öffentliche Hand finanziell engagiert und 
somit die Sicherheit des dort langfristig gebundenen 
Fremdkapitals gewährleistet ist. 

ln rein privatwirtschaftlich orientierten Branchen müs­
sen die Deckungsverhältnisse zwischen dem Eigen­
kapital und dem Anlagevermögen günstiger ausse­
hen. So ergab sich z. B. 1983 bei den Dienstleistun­
gen die stärkste Eigenkapitalquote von 49 %; es folg­
ten die Land-, Forstwirtschaft und Fischerei mit 42% 
und der Einzelhandel mit einer Eigenkapitelquote von 
41 %. Unter dem Durchschnitt lagen - neben den be­
reits erörterten Branchen - das Baugewerbe, der 
Großhandel und die Handelsvermittlung. 

Beim Verarbeitenden Gewerbe, dem der Bilanz­
summe nach bedeutendsten der in der Tabelle ge­
nannten Bereiche, betrugen 1983 der Anlagevermö­
gensanteil 42 % und die Eigenkapitalquote 39 %. 
Beide Relationen verringerten sich während der 80er 
Jahre, dies allerdings bei überdurchschnittlich ge­
wachsener Bilanzsumme: 1989 war das Rohbetriebs­
vermägen im Verarbeitenden Gewerbe mehr als dop­
pelt so hoch wie 1983. 

Das Baugewerbe und der Großhandel kommen da­
gegen mit relativ wenig Anlagevermögen und dem­
entsprechend mit einer geringeren Eigenkapitaldecke 
aus. Dafür sind der Anteil des Umlaufvermögens an 
der Bilanzsumme und die Fremdkapitalquote beson-
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ders hoch. Im Baugewerbe darf aus dem relativ ge­
ringen bilanziellen Anlagevermögen nicht auf niedrige 
Kapitalintensität in der Fertigung geschlossen wer­
den. Bekanntlich bedienen sich viele Bauunterneh­
men des Anlageleasings, d. h. der ihnen verfügbare 
Maschinenpark ist umfangreicher, als es das bilan­
zielle Anlagevermögen anzeigt. 

Die relativ größten Vorratsvermögen unterhalten das 
Baugewerbe und der Einzelhandel. Im Baugewerbe 
entfielen drei Viertel der Aktiva auf das Umlaufver­
mögen, wovon grob die Hälfte Vorräte waren. Das 
übrige Umlaufvermögen war Betriebskapital, das vor­
nehmlich aus Forderungen für ganz oder teilweise 
fertiggestellte Bauten bestand. 

Beim Großhandel betrug 1983 der Anteil des Umlauf­
vermögens 74% der Bilanzsumme, davon entfielen 
auf die Vorräte 26 % und auf das Betriebskapital, das 
insbesondere aus Forderungen für Warenlieferungen 
resultiert, sogar 48 %. Dementsprechend ist auch die 
mit 71 % hohe Fremdkapitalquote für den Großhan­
del charakterisch. Diese Verhältnisse änderten sich 
bis 1989 kaum. 

Die Kreditinstitute und das Versicherungsgewerbe 
weisen völlig andersartige Vermögens- und Schul­
denstrukturen auf als die anderen Branchen. Anlage­
und Umlaufvermögen sind weit überwiegend finan­
zielle Aktiva, wobei die Unterscheidung, welche Be­
teiligungen, Wertpapiere, Schecks, Edelmetallbestän­
de usw. dem Anlage- und welche dem Umlaufvermö­
gen zuzurechnen sind, nicht nur vom Handelsrecht 
bestimmt wird, sondern dezidiert auch vom Kredit­
wesengesetz und von der Bankenaufsicht Mit Wir­
kung von 1991 gelten zudem die Bestimmungen des 
Bankbilanzrichtlinie-Gesetzes und ab 1993 die Ver­
ordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute. 

Auch das Eigenkapital der Banken liegt erwartungs­
gemäß weit unter dem Durchschnitt aller bewerteten 
Unternehmen. Es ist zwar die wichtigste Steuerungs­
größe für den Kreditschöpfungsspielraum der Banken 
und kann daher eigentlich nicht hoch genug sein. 
Weil aber nahezu alle Geschäftsaktivitäten der 
Kreditinstitute unmittelbar bilanzwirksam sind, ist ihre 
Bilanzsumme enorm hoch, die Eigenkapitalquote 
entsprechend rechnerisch klein. So wird etwa das Ei­
genkapital eines Kreditinstituts nach § 1 0 Kreditwe­
sengesetz als angemessen angesehen, wenn es 8% 
der Bilanzsumme nicht unterschreitet.1 

1 Die Forderung von § 1 0 Kreditwesengesetz, wonach die 
Kreditinstitute über etn angemessenes Eigenkapital ver­
fügen müssen, konkretisieren die "Grundsätze über das 
Eigenkapital und die Liquidität der Kreditinstituteu des 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen. Nach des­
sen Grundsatz I darf das Verhältnis zwischen dem haf­
tenden Eigenkapital und den gewichteten Risikoaktiva 
eines Kreditinstitus 8 % nicht unterschreiten. 
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Besitz-, Schuldposten und Einheitswerte der gewerblichen Betriebe 
am 01 .01 .1993 in wirtschaftlicher Gliederung1 

Roh-
Zahlder betriebs-Wirtschaftliche Gliederung Betriebe vermögen 

ln Mlll. DM 

Land- und Forstwirtschaft 214 162 

Fischerei und Fischzucht 17 23 

Bergbau und Gewinnung 
von Steinen und Erden 55 338 

Verarbeitendes Gewerbe 2 889 15 246 

Energie- und Wasser-
versorgung 159 4572 

Baugewerbe 2 605 3 417 

Handel; lnstandh. u. Rep. 
von Kfz u. Gebrauchsgütern 6 711 15 659 

Gastgewerbe 767 394 

Verkehr und Nachrichten-
Übermittlung 883 1 653 

Kredit- und Versicherungs-
gewerbe 288 76557 

Grundst.-, Wohnungswesen, 
Verm. beweg!. Sachen usw. 4479 7097 

Erziehung und Unterricht 41 21 

Gesundheits-. Veterinär-
und Sozialwesen 459 327 

Erbringung sonst. öffentl. u. 
persönl. Dienstleistungen 808 1 240 

Insgesamt 20 375 126 707 
1 Klassifikation der Wirtschaftszweige 1993 

Die wirtschaftliche Gliederung der Ergebnisse von 
1993 folgt der Klassifikation der Wirtschaftszweige 
1993. Die in der Tabelle aufgeführten 14 Abschnitte 
stellen die höchste Gliederungsebene dar. Insbeson­
dere bei den Dienstleistungen zeigen sich die Unter­
schiede zur früheren Systematik. So wird jetzt das 
Grundstücks- und Wohnungswesen (zusammen mit 
den Autovermietern, den Unternehmen des Anlage­
leasings usw.) gesondert ausgewiesen. Diesem Ab­
schnitt wurde bei der Einheitswertfeststellung 1993 
mehr als jeder fünfte Betrieb zugeordnet, er kam aber 
beim Rohbetriebsvermögen aller bewerteten Betriebe 
nur auf einen Anteil von einem Zwanzigstel. Augen­
fällig an den Ergebnissen für 1993 sind die geschil­
derten Besonderheiten der Kreditinstitute. 
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Darunter 

Anlage- Umlauf- Schulden 
und Abzüge Einheitswert vermögen vermögen zusammen 

% des Rohbetriebsvermögens I je Betrieb 
in 1 000 DM 

45 53 64 36 272 

77 23 81 19 253 

25 75 73 27 1 651 

31 69 68 31 1 650 

73 27 66 32 9 329 

26 73 75 24 318 

28 71 71 28 648 

64 35 55 44 228 

51 48 61 38 717 

27 73 
95 

5 11 946 

67 32 37 47 748 

33 65 62 33 167 

47 53 55 43 309 

56 44 56 36 546 

32 68 83 16 970 

62 % der Bilanzsumme 1993 entfielen auf 
Personen- und Kapitalgesellschaften 

Auch nach der Rechtsform der gewerblichen Betriebe 
fallen die Relationen von Anlagevermögen und Eigen­
kapital zum Rohbetriebsvermögen und zur Bilanz­
summe unterschiedlich aus. 

Von den 1989 über 20 000 ertaßten gewerblichen 
Betrieben (ohne Kreditinstitute, Versicherungsvereine 
und Beteiligungsgesellschaften) mit einer Bilanz­
summe von zusammen 48 Mrd. DM waren über 
8 000, also etwa zwei Fünftel, natürliche Personen, 
auf die aber nur weniger als ein Zehntel der Bilanz­
summe entfiel. Für diese Betriebe wurde das Anlage 
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Bilanzstruktur der gewerblichen Betriebe1 1983 und 1989 nach ihrer Rechtsform 

Aktiva Passiva 

Umlauf- Anlage- Fremd- Eigen-
Bilanz- vermögen vermögen kapital kapital 

Jahr Betriebe summe dar. dar. Maschi- (Schulden (Einheitswert 
inMill. DM insgesamt Vorrats- msgesamt nen u. ähnl. u.sonstige u. Schachtel-

vermögen Anlagen Abzüge) beteiligungen) 

% der Bilanzsumme 

Insgesamt 

1983 22 331 27 740 55 22 45 19 64 36 

1989 20 342 47 553 58 22 42 16 62 38 

davon: 
natürliche Personen 

1983 11 992 4643 54 25 46 9 55 45 

1989 8233 4329 51 21 49 8 53 47 

nichtnatürliche Personen 

1983 10 339 23097 55 22 45 21 66 34 

1989 12 109 43223 59 23 41 17 63 37 

davon: 
Aktiengesellschaften 

1983 24 2 920 34 9 66 54 63 37 

1989 36 7 561 61 20 39 25 71 29 

GmbH 

1983 5 404 6 786 71 29 29 9 71 29 

1989 7 492 16 460 67 28 33 12 67 33 

Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

1983 167 1 073 74 16 26 6 81 19 

1989 100 1 408 67 20 33 8 81 19 

Personengesellschaften nach § 97 Abs. 1 Nr. 5 BewG 

1983 4517 10 640 55 25 45 15 62 38 

1989 4296 15 806 53 21 47 15 55 45 

Betriebe im Eigentum von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

1983 102 1 608 19 1 81 55 64 36 

1989 115 1 895 19 1 81 60 57 43 

sonstige nichtnatürliche Personen 

1983 125 71 32 3 68 18 49 51 

1989 70 95 45 5 55 29 53 47 
1 ohne Kreditinstitute, Versicherungsgewerbe und Beteiligungsgesellschaften 
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Bilanzstruktur der gewerblichen Betriebe 1993 nach ihrer Rechtsform 

Rechtsform 

Aktiengesellschaften 1 

GmbH 
Erwerbs- und Wtrtschafts-

genossenscharten 

Versicherungsvereine 
auf Gegenseitigkeit2 

Personengesellschaften2 

Kreditanstalten 
des öffentlichen Rechts 

Betriebe im Eigentum 
von juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts 

Sonstige nichtnatürliche Personen 

Natürliche Personen 
Insgesamt 

1 e~nschl. KGAA und Kolonialgesellschaften 
2 nach § 97 Abs. 1 Nr 5 BewG 

Bilanz-
Zahl der summe 
Betriebe tnMill. DM 

44 21 577 

9 931 20648 

165 19 022 

7 379 

3 669 16 748 

29 41 716 

127 2225 

55 313 

6348 4 080 
20 375 126 707 

vermögen 1989 fast vollständig durch das Eigenkapi­
tal gedeckt; die Eigenkapitalquote lag mit 47 °/o um 
neun Prozentpunkte über dem Durchschnitt aller be­
werteten Betriebe. Bei den nichtnatürlichen Personen 
waren der Anteil des Anlagevermögens mit 41 % und 
die Eigenkapitalquote mit 37 % fast genau im Durch­
schnitt aller bewerteten Betriebe. Die geringe Abwei­
chung zum Durchschnitt erklärt sich daraus, daß die 
nichtnatürlichen Personen 1989 zwar nur etwa 60% 
der Betriebe, aber 91 % der Bilanzsumme auf sich 
vereinigten, die durchschnittliche Bilanzstruktur also 
sehr stark prägten. 

Mehr als jede dritte nichtnatürliche Person war 1989 
eine Personengesellschaft, also etwa eine Offene 
Handelsgesellschaft (OHG) oder eine Kommanditge­
selschaft (KG). Zusammen kamen sie auf eine Bi­
lanzsumme von 16 Mrd. DM. Die Eigenkapitalquote 
lag mit 45 % um immerhin sieben Prozentpunkte über 
dem Durchschnitt aller bewerteten Betriebe. Während 
für die 7 492 Gesellschaften mit beschränkter Haf­
tung mit einer Bilanzsumme von 16 Mrd. DM der An­
lagevermögenanteil und die Eigenkapitalquote jeweils 
33 % betrugen, d. h. das Anlagevermögen im Durch­
schnitt durch das Eigenkapital gedeckt war, ergaben 
sich für die Aktiengesellschaften sowie für die Be­
triebe im Eigentum von juristischen Personen des öf­
fentlichen Rechts, also bei den besonders kapitalin­
tensiven Körperschaften, größere Unterdeckungen 
des Anlagevermögens. Auch dies ergibt sich zwangs­
läufig, wenn man berücksichtigt, daß die Körper­
schaften einen großen Kapitalbedarf haben, der in er­
heblichem Umfang durch die Aufnahme von Fremdmit-
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Darunter 

Anlage- Umlauf- Schulden 

vermögen vermögen und Abzüge Einheitswert 
zusammen 

% der Bilanzsumme j . je Betrieb 
tn 1 000 DM 

13 87 88 11 53 318 
31 67 71 24 495 

5 95 94 6 6506 

90 10 82 18 9 620 
48 51 55 42 1 905 

44 56 95 4 58060 

66 34 68 32 5 575 
7 93 83 17 975 

48 52 52 48 305 
32 68 83 16 970 

teln am Kapitalmarkt befriedigt wird, während dem Ein­
zelunternehmerdiese Finanzierungsart erschwert ist. 

Es sei daran erinnert, daß das Verhältnis Anlagever­
mögen zu Eigenkapital günstiger ausfällt, wenn man 
die langfristigen Schulden als bedingtes Eigenkapital 
ansieht, weil dann ein größerer Teil des Anlagever­
mögens durch eigenkapitalähnliche Mittel abgedeckt 
ist. Darüber hinaus sind im Anlagevermögen die Be­
triebsgrundstücke unterbewertet, so daß ihr Anteil am 
Rohbetriebsvermögen ständig zurückgeht. 

Die Ergebnisse der Einheitswertfeststellung 1993 
werden wegen der bereits beschriebenen Anpassung 
der Bilanzgliederung an geltendes Handelsrecht als 
gesonderte Tabelle ausgewiesen, wobei für 1993 die 
Kreditinstitute mit einbezogen sind. Die Zahl der 1993 
bewerteten Betriebe, deren Inhaber natürliche Perso­
nen waren, ist gegenüber 1989 um fast 2 000 auf 
6 348 gesunken. Diese Betriebe kamen auf Rohbe­
triebsvermögen von nur vier Mrd. DM, wobei aber ihr 
Einheitswert von im Mittel 305 000 DM eine Eigen­
kapitalquote von immerhin 48 % bedeutet. 

Die mit Abstand häufigste Rechtsform ist die GmbH, 
in der fast jeder zweite aller bewerteten Betriebe ge­
führt wird. Deren Rohbetriebsvermögen ist aber mit 
21 Mrd. DM geringer als das der nur 44 Aktiengesell­
schaften und ohnehin deutlich geringer als das der 
Kreditanstalten des öffentlichen Rechts, was im we­
sentlichen die Sparkassen sind. 

Leonhard Gawltk I Bernd Struck 
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Volksentscheid zur Erhaltung des Buß- und Bettages 
in Schleswig-Holstein am 30. November 1997 

Änderung der Landesverfassung 

Am 30. November 1997 fand der erste Volksent­
scheid in der Geschichte des Landes Schleswig-Hol­
stein statt. Er hatte zum Ziel, den zur Finanzierung 
der ersten Stufe der Pflegeversicherung im Jahre 1994 
gestrichenen Buß- und Bettags als gesetzlichen Fei­
ertag wieder einzuführen. Initiiert wurde der Volksent­
scheid durch die Nordelbische Evangelisch-Lutherische 
Kirche. 

Da das schleswig-holsteinische Landesrecht bisher 
solche Elemente direkter Demokratie nicht vorsah. 
mußten dafür als erstes die rechtlichen Grundlagen 
geschaffen werden. ln seiner 13. Wahlperic~~e nahm 
der Schleswig-Holsteinische Landtag eine Anderung 
der Landesverfassung vor und schuf mit Artikel 41 
die Grundlage, daß Bürgerinnen und Bürger den 
Landtag im Rahmen seiner Entscheidungszuständig­
keiten mit bestimmten Gegenständen der politischen 
Willensbildung befassen können. Eine solche Initia­
tive aus dem Volk kann eine Vorlage oder aber ein 
mit Gründen versehener Gesetzentwurf sein, der den 
Grundsätzen des demokratischen und sozialen 
Rechtsstaates nicht widersprechen darf. Sie muß auf 
jeden Fall durch die Unterschriften von mindestens 
20 000 Stimmberechtigten unterstützt werden. Ist die­
se Unterstützung gegeben, hat sich der Landtag mit 
dem vorgebrachten Thema auseinander zu setzen. 

Wenn der Landtag einer Vorlage oder einem Gesetz­
entwurf einer Volksinitiative innerhalb von vier Mona­
ten nrcht zustimmt, so s1nd die Vertreterinnen und 
Vertreter der Volksinitiative nach Artikel 42 der Lan­
desverfassung berechtigt, die Durchführung eines 
Volksbegehrens zu beantragen. Unter der Voraus­
setzung, daß das Begehren zulässig ist, worüber ge­
gebenenfalls das Bundesverfassungsgericht ent­
scheiden muß, kommt es zustande, wenn innerhalb 
einer Halbjahresfrist fünf von Hundert Stimmberech­
tigten mit ihrer Unterschrift dem Begehren zuge­
stimmt haben. Ist ein Volksbegehren zustande ge­
kommen, so ist innerhalb von neun Monaten ein 
Volksentscheid über den zugrundeliegenden Gesetz­
entwurf oder eine andere Vorlage herbeizuführen. 

E1n Gesetzentwurf oder eine andere Vorlage ist durch 
Volksentscheid angenommen, wenn die Mehrheit 
derjenigen, die ihre St1mme abgegeben haben, je­
doch mindestens ein Viertel der Abstimmungsbe­
rechtigten zugestimmt haben. 

Stahshsche Monatshefte 1/1998 :;i! Stahshsches Landesamt Schlesw•Q·Holste.n 

Volksabstimmungsgesetz 
und Landesverordnung 

Artikel 41 und 42 der Landesverfassung bestimmen 
jeweils, daß das Nähere zur Volksinitiative und zum 
Volksbegehren und -entscheid durch Gesetz geregelt 
wird. Für den ersten schleswig-holsteinischen Volks­
entscheid war maßgebend: 

- das Gesetz über Initiativen aus dem Volk, Volks­
begehren und Volksentscheid (Volksabstimmungs­
gesetz- VAbstG) vom 11. Ma1 1995 (GVOBI. Schi.-H. 
s. 158) 

sowie weitere Rechtsvorschriften zur Durchführung 
des Volksabstimmungsgesetzes in der 

- Landesverordnung zur Durchführung des Volks­
abstimmungsgesetzes (VAbstGDVO) vom 08. Mai 
1996 (GVOBI. Schi.-H. S. 461, berichtigt S. 581 ). 

Die Modalität einer Volksabstimmung ist in wesentli­
chen Teilen an das Landtagswahlrecht angelehnt, so 
daß Vorbereitung und Durchführung der Abstimmung 
in weiten Teilen mit einer Landtagswahl vergleichbar 
sind. D1es gilt allerdings nicht für die statistische Auf­
bereitung einer Volksabstimmung § 54a Landes­
wahlgesetz, der die statistische Auswertung und Ver­
öffentlichung des Landtagswahlergebnisses sowie 
eine detaillierte Landesstatistik über die Wahlberech­
tigten durch das Statistische Landesamt regelt, findet 
bei einer Volksabstimmung keine Anwendung. Die 
statistische Auswertung der Volksabstimmung sowie 
die folgenden Ausführungen beschränken sich aus 
diesem Grunde auf die Darstellung nach kreisfreien 
Städten und Kreisen. 

Volksinitiative der Nordelbischen Kirche 

Wie bereits erwähnt, war Ausgangspunkt des jetzt 
stattgefundenen Volksentscheids zur Wiedereinfüh­
rung des Buß- und Bettages als gesetzlicher Feiertag 
eine Volksinitiative der Nordelbischen Evangelisch­
Lutherischen Kirche im Dezember 1994. Die Initiative 
wurde seinerzeit durch die Unterschriften von 72 000 
Stimmberechtigten unterstützt, so daß sich der Schles­
wig-Holsteinische Landtag mit der Thematik des Fei­
ertages beschäftigen mußte. Im Ergebnis h1elt er 
jedoch an der Streichung des Buß- und Bettages fest. 
Daraufhin beantragten die Vertrauenspersonen der 
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Abstimmungsbeteiligung in Schleswig-Holstein am 30.11.1997 nach kreisfreien Städten und Kreisen 

Helgoiend 

Abstimmende in % der 
Abstimmungsberechtigten 

unter 27 
27 bis unter 29 
29 bis unter 31 
31 und mehr 

Kirche, unterstützt durch Beschluß der Synode, die 
Durchführung eines Volksbegehrens, um damit den 
Weg zu einem Volksentscheid freizumachen. ln der 
sechsmonatigen Frist zwischen August 1996 und 
Februar 1997 konnten die Initiatoren 136 800 Stimm­
berechtigte hinter sich bringen, gut 30 000 mehr als 
seinerzeit für das Zustandekommen des Volksbegeh­
rens nötig gewesen waren. 

Nachdem der Landtag im Mai 1997 das Zustande­
kommen des Volksbegehrens festgestellt hatte, 
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LUBECK 

419804 Stat LA S·H 

wurde der 30. November 1997 als Tag für den Volks­
entscheid vom Präsidenten des Schleswig-Holsteini­
schen Landtags bestimmt. Zur Abstimmung stand 
folgende Vorlage der Initiatoren: 

.. Ich fordere den Sch/eswig-Holsteinischen Landtag 
auf, das Feiertagsgesetz so zu ändern, daß der BuB­
und Bettag wieder gesetzlicher Feiertag wird. •· 

Über diese Forderung konnte mit "Ja" oder "Nein" 
abgestimmt werden. 
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Ergebnisse der Volksabstimmung in Schleswig-Holstein am 30.11 .1997 
nach kreisfreien Städten und Kreisen 

KREISFREIE STADT Abstimmungs- Ab-
Kre1s berechtigte stimmende 

FLENSBURG 65 949 15 413 

KIEL 182 846 48 749 

LÜBECK 166 729 44627 

NEUMUNSTER 62983 15 453 

Dithmarschen 105 608 31 870 

Herzogtum Lauenburg 134 293 40923 

Nordfriesland 124 363 39107 

Ostholstein 155 382 47 238 

Pinneberg 216 929 62 259 

Plön 97 838 31 561 

Rendsburg-Eckernfbrde 204 597 64 533 

Schleswig-Fiensburg 146 620 48189 

Sageberg 185 428 50 678 

Steinburg 103 957 34 230 

Stormarn 166 602 47 494 

Schleswig-Holstein 2120124 622 324 

Abstimmungsberechtigte 

Beim ersten schleswig-holsteinischen Volksentscheid 
waren 2 120 124 Männer und Frauen abstimmungs­
berechtigt. Im Vergleich zu den Wahlberechtigten bei 
der Landtagswahl 1996 liegt diese Zahl um 7 600 
Personen oder 0,4 % höher, worin sich das anhal­
tende Bevölkerungswachstum des Landes vor allem 
auch durch zuwandernde Wahlberechtigte widerspie­
gelt. Regional verlief die Entwicklung sehr unter­
schiedlich. Bei allen kreisfreien Städten gab es ge­
genüber 1996 weniger Abstimmungsberechtigte, wo­
bei die Zahl 1n der Landeshauptstadt Kiel mit 4 800 
(2,5 °1o) am stärksten zurückging. Alle Kreise ver­
zeichneten dagegen mehr Abstimmungsberechtigte 
als 1996, an der Spitze der Kreis Randsburg-Eckern­
förde m1t emem Zugewinn von 2 700 Personen ge­
folgt vom Kreis Sageberg mit 2 500 mehr Personen. 
Relativ am größten war der Zuwachs mit jeweils 
1 ,6 % in den Kreisen Schleswig-Fiensburg und Plön 
und mit je 0,4 % am geringsten in den Kreisen Pin­
neberg und Ostholstein. 

Abstimmende 

Am Volksentscheid beteiligten sich landesweit 
622 324 abstimmungsberechtigte Frauen und Män­
ner, dieses ist eine Beteiligung von 29,4 % aller Ab-
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Ungültige Gültige Ja-Stimmen Nein-Stimmen Stimmen Stimmen 

34 15 379 10 351 5 028 

135 48 614 29987 18 627 

210 44417 33243 11 174 

62 15 391 10 165 5226 

131 31 739 21 934 9805 

175 40748 29196 11 552 

172 38 935 25 814 13 121 

261 46 977 33 514 13 463 

232 62027 44 749 17 278 

154 31 407 20 010 11 397 

314 64 219 41 100 23 119 

211 47 978 31 298 16 680 

179 50499 35 234 15 265 

200 34 030 22687 11 343 

151 47343 33569 13 774 

2 621 619 703 422 851 196 852 

stimmungsberechtigten. Anders als bei Wahlen, bei 
denen eine Beteiligung vielfach als Bürgerpflicht an­
gesehen wird, dürfte die Beteiligung an einem Volks­
entscheid sehr viel stärker von der persönlichen Be­
troffenheit vom Abstimmungsgegenstand sowie von 
der werbenden und überzeugenden Kraft der Initiato­
ren eines Entscheides abhängen. Weil es der erste 
Volksentscheid in Schleswig-Holstein war, fehlt leider 
ein Vergleich auf Landesebene. Es wäre ein hmken­
der, ihn bei den bisher im Lande stattgefundenen 
Wahlen zu suchen. 

Wie auch von Wahlen her bekannt, war die Abstim­
mungsbeteiligung in den kreisfreien Städten geringer 
als in den Kreisen; die geringste meldeten Flansburg 
(23,4 %) und Neumünster (24,5 %). Am häufigsten 
wurden die Abstimmungsberechtigten in den Kreisen 
Steinburg (32,9 %) und Schleswig-Fiensburg (32,9 %) 
mobilisiert. Die letzten Plätze unter den Kreisen 
nahmen Sageberg (27,3 %) und Stormarn (28,5 %) 
ein. Die Spannweite vom höchsten zum niedrigsten 
Ergebnis beträgt 9,6 Prozentpunkte, eine Größenord­
nung wie sie auch von Wahlen her bekannt ist. 

49 850 Frauen und Männer, das sind 8,0 % aller Ab· 
stimmenden, machten von der Möglichkeit der 
Briefabstimmung Gebrauch. Im Vergleich dazu be­
trug der Briefwähleranteil bei der letzten Landtags­
wahl 1996 9,9 %. Der geringe Briefabstimmungsan-
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Aufsätze 

Anteile der Ja- und Nein-Stimmen 
in Schleswig-Holstein am 30.111997 
nach kreisfreien Städten und Kreisen 

Ja-Sttmmen 

teil mag auf den günstigen Abstimmungstermin zu­
rückzuführen sein, denn er lag außerhalb üblicher 
Urlaubs- und Reisezeiten. Sicher hatte der Volksent­
scheid für viele aber auch nicht die Bedeutung son­
stiger Wahlen, so daß man in diesem Falle mögli­
cherwetse auf eine Teilnahme durch die etwas auf­
wendigere Brietwahl verzichtete. Die relativ wenig­
sten Briefabstimmenden gab es mit einem Anteil von 
5,8 % im Kreis Schleswig-Fiensburg, während die 
höchsten Anteile für die kreisfreien Städte Kiel 
(11 ,3 %) und Lübeck (11 ,0 %) festgestellt wurden. 

Verteilung der Stimmen 

Von den 622 324 abgegebenen Stimmen waren 
2 621 oder 0,4 % ungültig, in den kreisfreien Städten 
und Kreisen streute der Wert zwischen 0,2 und 
0,6 %. Das sind im Vergleich zu Wahlen niedrige An­
teile, was einerseits auf die sehr einfache Fragestel­
lung zurückgeführt werden kann sowie darauf, daß 
bei einer Abstimmung über den Erhalt des Buß- und 
Bettages von weniger Proteststimmen ausgegangen 
werden kann, mit der Folge, daß weniger Stimmzettel 
bewußt ungültig gemacht wurden als bei Wahlen. 

Abstimmungsbeteiligung und Ja-Stimmen in Schleswig-Holstein am 30.11.1997 
nach kreisfreien Städten und Kreisen 

Ja-Stimmen in % 

Schleswig­
Holstein 

419806 Stat LA S-H 

76.-----------~--------~------------------+---~--------~----------, 

74 

72 

70 

66 
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Schleswig­
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Ja-Stimmen der Abstimmungsberechtigten 
in Schleswig-Holstein am 30.11.1997 
nach kreisfreien Städten und Kreisen 
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619 703 Stimmen - das sind 99,6% der abgegebe­
nen Stimmen - waren gültig, die sich auf 422 851 Ja­
Stimmen (68,2 o/?) und 196 852 Nein-Stimmen (3.) ,8 %) 
verteilten. Mit Uberraschung wurde 1n der Offent­
lichkeit der relativ hohe Anteil an Nein-Stimmen auf­
genommen, da man annahm, daß die Gegner einer 
Wiedereinführung des Buß- und Bettages als ge­
setzlicher Feiertag, sich erst gar nicht an der Ab­
stimmung beteiligen würden. 

Die größte Zustimmung zur Wiedereinführung des 
Buß- und Bettages als gesetzlicher Feiertag erhielt 
die Initiative in der kreisfreien Stadt Lübeck mit 
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74,8% Ja-Stimmen der gültigen Stimmen, gefolgt 
von den Kreisen Pinneberg (72, 1 %) und Herzogtum 
Lauenburg (71,7 %). Die geringste Zustimmung er­
gab sich mit 61,7% Ja-Sttmmen in der Landeshaupt­
stadt Kiel, auf den nächsten Plätzen folgen die Kreise 
Plön (63,7 %) und Randsburg-Eckernförde (64,0 %). 
Das Maß der Zustimmung und damit auch das der 
Ablehnung stehen dabei vermutlich in Zusammen­
hang mit der Abstimmungsbeteiligung. Die untere Gra­
fik auf der vorherigen Seite zeigt, daß der Anteil der 
Ja-Stimmen in den kreisfreien Städten und Kreisen 
mit hoher Abstimmungsbeteiligung geringer ist als in 
den kreisfreien Städten und Kre1sen mit niedriger Ab­
stimmungsbeteiligung, oder umgekehrt, daß der An­
teil der Nein-Stimmen bei größerer Abstimmungs­
beteiligung höher ausgefallen ist als bei niedriger 
Beteiligung. Das läßt vermuten, daß es die Gegner 
der Initiative waren, die eine höhere Beteiligung her­
vorgerufen haben. 

Volksentscheid ohne Erfolg 

Die 422 851 abgegebenen Ja-Stimmen des Volks­
entscheids sind zwar die Mehrheit der abgegebenen 
Sttmmen, jedoch liegt ihr Anteil von 19,9 % an den 
Abstimmungsberechtigten unter dem von der Lan­
desverfassung geforderten Quorum von einem Viertel 
der Abstimmungsberechtigten. Der erste schleswig­
holsteinische Volksentscheid zur Wiedereinführung 
des Buß- und Bettages ist also für die Initiatoren nicht 
erfolgre1ch gewesen. Es ist sogar festzuhalten, daß 
die Ja-Stimmen in keiner kreisfreien Stadt und in 
keinem Kreis das Viertel aller Abstimmungsberechtig­
ten erreichten. Das beste Ergebnis wurde im Kreis 
Steinburg mit 21 ,8 % erz1elt, gefolgt von den Krei­
sen Herzogtum Lauenburg (21 ,7 %) und Ostholstein 
(21,6 %). Die letzten Plätze in dieser Rangfolge nah­
men die kreisfreien Städte Flansburg (15,7 %), Neu­
münster (16, 1 %) und Kiel (16,4 %) ein. 

Gerhard Winck 
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Kurzbeiträge 

130 000 Teilnehmer an öffentlich geförderten 
Maßnahmen der Jugendarbeit 
Im Jahre 1996 nahmen im Rahmen der Jugendhilfe 
gut 130 000 jugendliche Teilnehmerinnen und Teil­
nehmer an über 4 600 Maßnahmen der Jugendarbeit 
teil, die ganz oder teilweise mit öffentlichen Mitteln 
gefördert worden waren. Gegenüber der letzten Er­
hebung im Jahre 1992 ist die Anzahl der Maßnahmen 
um 11 % zurückgegangen, die Zahl der Teilnehmer 
erhöhte sich jedoch um 3 °'o. An 78 % der Maßnah­
men beteiligten sich sowohl Mädchen als auch Jun­
gen, an 10 % der Veranstaltungen nahmen nur Jun­
gen, an 5 % ausschließlich Mädchen teil ln den rest­
lichen Fällen lagen keme Angaben zum Geschlecht 
vor. 

Von den 4 600 Maßnahmen wurden 4 200 (91 %) 
von freien und gut 430 (9 %) von öffentlichen Trägern 
veranstaltet. Besonders engagiert unter den freien 
Trägern sind die Jugendinitiativgruppen und -verbän­
de, die 1996 3 000 Maßnahmen durchführten und an 
denen sich 77 000 Jugendliche beteiligten. Für 720 
Maßnahmen mit knapp 18 000 Teilnehmern zeichne­
ten Kirchen und Religionsgesellschaften verantwort­
lich. Die 140 Maßnahmen der Wohlfahrtsverbände 
meldeten eme Beteiligung von 5 400 Personen. An 
den 330 Veranstaltungen sonstiger Träger der freien 
Jugendhilfe beteiligten sich 10 700 Jugendliche Das 
Angebot der öffentlichen Träger von 430 Maßnahmen 
nahmen 19 1 00 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
wahr. 

Schwerpunkt der Jugendarbeit war mit 64 % der 
Maßnahmen und 62% der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer die Kinder- und Jugenderholung. Hierun­
ter fallen Maßnahmen wie Wandern, Fahrten, Lager 
und Freizeiten. Im Bereich der außerschulischen Ju­
gendbildung wurden 26 % der Maßnahmen und 28 % 
der Teilnehmer ermittelt. Der Bereich dieser Jugend­
arbeit umfaßt alle Maßnahmen zur allgemeinen. poli-
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Jugendarbeit in Schleswig-Holstein 1996 

Art der Maßnahmen Teilnehmer 
Jugendarbeit Anzahl I % Anzahl I ~{, 

Kinder- und 
Jugenderholung 2 954 63,9 80 522 61 ,9 

Außerschulische 
Jugendbildung 1 203 26,0 35 812 27,5 

Internationale 
Jugendarbeit 272 5,9 9 859 7,6 

Mitarb. fortbildung 
freier Träger 193 4,2 3848 3,0 

Insgesamt 4 622 100 130 041 100 

tischen, arbeitsweltbezogenen, musischen, kulturel­
len, sozialen sowie sportlichen Bildung. Im Rahmen 
der internattonalen Jugendarbeit wurden 6 % der 
Maßnahmen durchgeführt, die von 8 % der Teilneh­
mer genutzt wurden. Zu der internationalen Jugend­
arbeit zählen alle Maßnahmen im ln- und Ausland, an 
denen Deutsche und Ausländer teilnehmen, z. B. 
Jugendaustausch aufgrund von bilateralen Kultur­
abkommen oder Städtepartnerschaften. Maßnahmen, 
die überwiegend einem schulischen Zweck dienen, 
sind hierzu nicht einzubeziehen. Von den 270 Maß­
nahmen der internationalen Jugendarbeit finden 71 % 
im Ausland und 29 % im Inland statt. Die aus­
ländischen Teilnehmer kamen vor allem aus Däne­
mark (2 900 Teilnehmer). Polen (1 600) sowie Groß­
britannien und Nordirland zusammen (1 050). Voll­
ständigkeitshalber sei noch erwähnt, daß von aner­
kannten Trägern der freien Jugendhilfe 4 % der Maß­
nahmen für die Fortbildung der Mitarbeiter angeboten 
wurden. Knapp 3 % aller Teilnehmer nutzten 1996 
die Fortbildungsveranstaltungen. 

Dr. Fnednch-Wilhelm Lück 
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Entwicklung im Bild 

Verarbeitendes Gewerbe 
lndu me- und Handw •rktll< tnelle m•ttm aUgemetneo 20 und mehr BoschAitJgten 

Mdl DM Umsatz 
~.-------------r-------------r------------, 
5200 
5000 
4800 
4600 
4400 
4200 
4000 
3800 
3800 
3400 
3200 
JOOO~~rr~~~.,~~~.,~~-r~~~nrrT~~ 

165 Tsd 
160 

darunter Schiffbau 
Tsd GeietStete Arbeiterstunden 

~~------------~------------r------------, 
850 
800 
750 
700 
650 
600 

550 
500 
450 
400~~~-rrT,-rr~rr~-rrr,-rr~~rT,-rr~~~~ 

10 Tsd 

9 
8 
7 
6 
5 
4 
3 1996 

l 
1997 1 

Vorbereit Baustellenarbeiten, Hoch- und Tiefbau 
6

_
5 

Mtll 

6.0 
5.5 
5.0 
45 

4,0 

3.5 
3.0 
2' 
20 
1.) 

Geietstete Arbettsstund<•n 

1.0 -h-r-rr-rrr-,-rr-rl-r-rr-rrr-,-,rr-rr+rr-,-rr-,-,-r-rr--rl 

48~T~sd~-----------,,----~~~~-'~~~~e----.--------------, 
46 
44 

42 iu--I 
40 
38 
38 
34~----~~----~~~~~-~-~· 4-----~~----~ 1996 1997 1998 

24 

109802 StaLLA S-H 

darunter Maschinenbau 
MtD DM Umsatz 

850~-------------r------------~-------------, 

800 

750 
700 
650 

600 

:J 
450 
400 

~+o~rr~~~.,~~-rrr~~rr~~~rrTT~~ 

29 
Tsd 

28 
27 
26 r-"'l.._ 
25 
24 
23 
22 

-
t996 

Bcschäfligte 

i 
19117 1998 

darunter Ernährungsgewerbe u. Tabakverarbeitung 
Mtll DM Umsatz 

1050,--------------,,--------------r--------------, 
tOOO 

950 
~ 

850 
800 

750 
700 
650 
600 

550-h-rrrTTon-rrr+oo;rrrrTOonrr+TTO~rrTT~--rl 

24 Ted 

23 
22 
21 
20 
19 
18 

17~----~1~996~--~~~----~~~--~----~1998~----~ 

Baugenehmigungen 
Wohnungen tm Wohnbau 

~~-------------,---------------.-------------, 
2400 
2200 

2000 
1800 

1600 
1400 
1200 

1000 

800 

600-hrrrr~onnrrr+oonrrrrTO~rr+o~-rrrTTon~ 

1400 ~T~ad~----------u_m_,bau,-to_r_Ra_u_m_lm __ N_ich_tw_ohnba __ ,...u ________ ......, 

1200 
1000 
800 
600 
400 
200 
o~----~~----~~---~~~---r--~1998~--~ 

Stahstoschcs Landesamt Schleswog-Holstem .:ili! Statostosche Monatshefte 1/1998 



Zahlenbeilage 

Daten zur Konjunktur ....................................... 2 

Jahreszahlen ......................... ..... ...... ................ 4 

Zahlenspiegel ................................................... 6 

Kreiszahlen .................................................... 11 

Zahlen für Bundesländer ................................ 12 

Statistische Monatshefte 
Schleswig-Holstein 

50. Jahrgang Heft 1 Januar1998 



Daten zur Konjunktur 
Sch/eswig-Holstein 

En~trg•ewlnsch~tt 

Stromorzouguflll (bruf1o) 

Verarbeitendes Gewerbe 1 

ße"..chätogto 

GeiGt tele Arbcrtcrstundon 

Lolvl- und Gehaltssumme 

Umsatz (ohno Umsat.zstouer) 

Inlandsumsatz 

Auslandsumsatz 

Auftragserngang ausgo~hlter W•rtschaftszwe.ge 

aus dem Inland 

aus dem AU$Iand 

Vorbereitende Baustellenarbeiten, 
H()(;h· und Tiefbau2 

Be&Challlgte 

Geler&tete Arbertsstunden 

Lohn und Gehaltssunvne 

Baugewerblocher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 

Aultragsetngani! 

Baugenehmigungen• 

Wohnbau 

Nichtwohnbau 

ElnuthandellnageHml 
(e•nschl l<lz-E•nzelhandef Tankslellen) 

Umsatz 

Gastgewefbe 

Umsatz 

Fremdenverkehr5 

An!Wnfte 

Ubemach~ 

Arbeitsmarlet 

Arbeitslose 

011- Stellen 

Kurzarberter 

lntolvenzen 

Anzahl 

November 1997 

GWh 2898 

1000 143 

Mdl Stunden 12 

MU DM 948 

M DM 4578 

Mil DM 3164 

Mill DM 1414 

1 000 40 

Mdl Stunden 4 

Mrl DM 206 

Wl DM 595 

M•U DM 235 

Wohnungen 1381 

1 000 m' umbaute< Raum 385 

Meßzllfer 1995 • 100 102 9 

Meßzrffer 1995 100 71 2 

1000 201 

1000 682 

Mz.ahf 127 448 

Anzahl 6865 

Anzahl 4 389 

72 

1 Betnebo m111m allgemernen 20 und mehr Beschall•gten Zur MethOde s1ehe Stat"t•schen Beneht E 111tl': 111 1 

2 auf alle Eietnebo hochgerechnete Ergebmsse 
3 Belriebe von Unternehmen m•t 20 und mehr Beschalt!QIBn 
• nur Ernchi\JIIQ nouer Get>aude 
5 '" Bellerbergungs>;•~tten m•t 9 und mehr Gast6bonen ohne Camptngplatze 
p • vortaui!Q8 Zahl, r • bcnchtlgle Zahl 

absolu1 

Januar brs November 1997 

.. 78 2625 108 

16 143 24 

50 12 42 

11 747 14 

.. 51 4105 53 

42 2 895 02 

73 1209 197 

09 1,7 

1 7 45 

.. 5.4 13 7 

49 40 59 

3.9 4 06 

16.4 159 5.0 

127 528 .. 02 

21 7 296 + I 0 

20.4 1610 100 

19 5 455 54 

3.0 100.8 0.0 

2.7 95.5 36 

3.1 353 .. 2.5 

12,1 1834 36 

+ 91 126430 12 5 

7,9 11130 6.3 

12.8 6543 11.4 

56.5 79 25 

2 Statistisches L!IOdesamt Schleswrg-Holstem ilil! Sla~strsche Monatshefte!Zahlenbellage 0111998 



Daten zur Konjunktur 
Land und Bund im Vergleich 

Verlndonmg gegenuber oom gleichen Ze~raum des Vorfllh!OIS"'% 

Januat 
biS Dez ~n I Febr Marz Apr~ ~ ~ ~ JuN Juli Aug~t j Sept 01<1 Nov 

Dez 1996 1997 1997 1997 1997 1997 1997 1997 1997 1997 1997 1997 
1996 

Verarbelttndea Gewerbe 1 

Beschahog1e land 4.3 4,5 3.7 . 32 2,7 . 2.5 . 2.8 . 24 2.0 . 1.7 1 9 12 1.6 Bund . 3.7 4.0 4,1 . 4.0 4.0 . 3.7 3.7 . 3.3 3.1 2.8 . 2.6 P· 2.3 ... 
Geleos1e1e Arbeoterstunden Land . 6.1 3.3 2.8 5.5 . 8.0 + 0.2 9.0 . 2,7 . 2.9 6.9 1,9 0.8 5.0 

Bund . 5.8 5.4 . 6.3 7,5 . 8,9 .. 1.9 10,1 .. 2.1 .. 0.4 6.8 0,1 p- 1.0 .. . 
Lohn· und Gehaltssumme Land . 0.7 4.0 34 2,1 0,9 3.4 1,7 24 . 0.3 0.9 + 1.3 + 02 . 11 

Bund 07 2.3 3.2 2,7 . 2.0 . 1,4 2.4 0.6 1,7 . 27 . 1,9 p- 1.0 ·-
Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Land . 3.8 2.9 + 08 + 6.4 . 2,5 . 13.1 + 2.9 + 5.2 .. 20.4 1,6 + 76 + 1,5 . 5,1 Bund + 0.2 .. 0.7 + 1,5 + 12 . 1.5 + 9.9 . 1,3 ... 121 + 8.7 t 3.4 + 7.9 P+ 5,3 ... 

Inlandsumsatz Land 40 66 . 40 + 1,1 8.5 + 57 1.5 + 1.7 + 6.5 4,3 + 2.4 06 + 42 Bund 1 8 I 2 . 15 1,7 H + 7 2 • 4,2 + 8.1 .. 55 0,7 + 42 P+ 16 ·-
Auslandsumsatz Land 3.3 + 72 + 16,0 + 21.0 + 17.0 + 346+ 16.2 + 14.6 .. 639 + 6.2 + 220 .. 76 + 7.3 Bund + 50 + 50 t 87 + 7,4 .. 5.0 .. 16.1 . 5.2 . 20.7 + 15.9 + 13.2 . 16,1 P+ 13.5 -
Au~ng ausgewählter Land . 6.1 + 2.0 10.11 + 111 . 2.8 8.4 + 5.5 . 11.8 + 1,1 + 9 I + 13.5 + 17.5 • 0,9 Wor15Chaftszweogo Bund . 02 1.2 + 2.8 + 2,3 . 2.2 + 12,9 + 0.0 + 12 7 .. 70 + 5.5 + 134 .. 70 ... 

OU$ oom Inland Land . 8,9 . 4.2 . 17,0 . 5.9 . 6.5 12,7 4.2 . 26.9 5.2 + 4.2 . 126 . 25.0 . 1 7 Bund . 3.3 . 39 . 2.8 . 09 . 5.5 + 76 . 2.7 . 5.3 + 3.3 . 0.6 + 5.1 . 3.2 --
aus oom Ausland Land 02 + 143 . 21 .. 40.5 .. 4 1 0.5 + 26.4 . 23.8 .. 13.6 + 19.7 + 151 + 5.2 + 54 Bund + 49 + 3.0 .. 12,1 .. 7,2 + 2.9 + 21.2 + 42 + 24.8 + 131 ... 15.5 .. 264 . 12.8 -

Energooveobfauch (vtertelt~hrllch) Land .. 34 - - . 14 ~ - .. 08 - - 121 - - ~-Bund - 4.3 ~ - 2.3 - - .. 4.1 - - + 3.6 - -· 
Vorberellende Baus1ell4tnarbelten , 

Hoch- und Tlefbeu2 

Beschlltllgle Land . 6,1 6.0 . 8.8 9,5 4.4 5.0 . 4.5 5.6 6.0 . 5.8 5.5 . 49 49 
Bund 71 7,9 . 10.6 9.1 10,4 . 10.3 10.6 10.0 10,3 . 10.2 ... - Oh 

Geleistete Arbeotsstunden Land 10.9 + 17,1 + 9.2 .. 74.4 .. 15.3 .. 1.6 12.9 4.7 8.8 11.2 . 2,4 . 3.0 - 3.9 Bund - 9.9 + 3,2 . 182 + 20.0 . 5.9 . 1.8 19.4 . 3,4 . 8,5 . 15.4 ... ~ ~-

Lohn- und Gehaltssumme Land . 7.3 + 9.3 . 4.9 + 120 + 17,1 6.7 6.9 . 3.6 75 10.1 . 4.3 5.1 . 16.4 
Bund . 6.8 . 0.5 . 11,1 . 2,5 . 2,1 . 8.2 . 118 . 6.3 9.9 119 ... - . .. 

Baugewerblocher Umsatz Land . 9.4 + 9.1 . 2.8 + 316 .. 31,1 + 20.1 . 6.9 5.1 . I 7 11 3 0,0 0.5 12,7 (ohne umsa1zstouer) Bund . 49 . I 4 . 5.2 + 15 I + 5.3 + 4.0 . 9.4 . 2.3 . 71 102 - ·- ... 
Auttrags<ungang3 land . 12 7 . 26.8 . 11.8 . 29.3 . 18.3 . 3.3 + 29.9 186 . 33 14.8 .. 20.9 + 5.6 + 2 1,7 Bund 7,9 . 3.3 16.1 0,3 . 8.1 + 3,5 5,7 1,7 . 80 113 - - -

Bauoen-hm1gungen4 

WOhnbau (Wohnungen) Land 107 . 21 5 . 13,1 .. 186 3.7 + 40.7 . 4.5 . 10,4 . 19.2 19 .. 35.9 + 18.1 + 20,4 Bund p- 14.6 . 25.4 14.2 13.2 . 170 . 7,0 • 44 12.8 6.8 3.3 - - . .. 
N'ochlwohnbau (~ler Raum) Land 7.0 .. 53,9 + 181 .. 26.3 ~ 11.5 . 379 21.2 9,0 .. 197 . 8.9 .. 29.6 25.1 19.5 Bund p- 28 . 1 4 .. 5.6 + 12.0 . 32 . 9,1 2.1 1.5 9.5 . 2.7 - ... ~-

EJnzelhMidellnsgesamt 
(alflS(hl KIZ-EJnZtlllandel, Tankstellen) 

Umsatz Land r+ 2.0 r 0.7 H 2.5 r· 1.6 f• 2,1 ... 2.8 f• 1.9 r+ 1.6 f+ 0.5 r· 2.2 •• 21 r+ 1,4 . 3,0 Bund ,. 1,3 r· 1.3 r+ 3.0 r· 2,6 . 3.0 .. 2.2 r· 3.0 f+ 3.6 r+ 1.3 . 46 f• 0.5 + 0.1 .. . 
Gastgewerbe 

Umsatz Land . 2.6 3.3 5,4 1.4 + 3.9 10.4 3.0 7,9 f· 5,0 • 0.6 r· 2.2 r· 4,6 27 Bund . 2.1 ,_ 2.6 r- 1.3 r· 35 r· 2.3 r· 3.5 r· 1,3 r- 1,0 r· 1.6 r· 1.2 ,. 1,1 2.0 ... 
Fremdenverkehr5 

Ankunhe Land . 0.9 4.5 + 1.6 + 0.9 .. 10.9 6.9P+ 6.6 p- 5.5 P+ 1,9 P+ 6.7 P+ 32 P+ 7.8 p- 3 I Bund ... 0.9 + 3,1 . 1.2 1.2 .. 41 + 0 4 .. 3.3 + 33 .. 3.5 + 2,1 - -
Ubemaclllungen Land . 1,8 . 7,9 . 10.5 . 14.5 + 11.6 . 15.6p· 2,7 p· 10.0 p· 6.6 P+ 4.6 P+ 0.9 p- 13 p- 121 Bund ·- 5.6 . 76 . 11,1 . 50 . 9.8 • 5.0 . 4,9 7.2 0.4 . 27 ~- -

Arbetllmarlrt 

Arbeitslose Land + 10.7 + 131 .. 15.5 .. 12.9 + 10.3 .. 12.8 .. 14 7 + 14.0 . 12.4 + 12.3 .. 10.9 + 10.3 .. 9,1 Bund + 9.0 + 106 + 12.6 + 10.0 + 9.0 + 9.5 • 10.3 + 9,7 + 8.1 + 77 + 6.7 . 5.5 .. 4,1 
Oft- Stellen Land . 3.5 3.6 0.7 . 2.6 . 4.6 96 10.5 13.9 72 . 2.5 0.8 . 7,4 7.9 Bund + 1.5 + 51 + 03 + 4.6 + 3.7 + 1.2 + 2.8 .. 0.9 .. 1.4 .. 7.3 . 62 + 6,3 + 10.0 
Kurzaobeoter Land . 90,1 9.1 + 17,3 . 8.9 20.1 + 8,4 + 62.3 + 69.6 + 39.1 + 28.2 . 10.6 . 15.7 . 12.8 Bund + 61, 1 . 52 . 5.6 . 12.3 28.5 . 39.4 42.0 44.0 48.9 46.6 49.7 53.8 46.6 

ln~tvenun 

Anzahl Land .. 9.8 + 27.9 + 14.6 .. 10.4 + 11.6 . 24.2 7,1 .. 27.4 6.9 + 16.9 28.2 8.0 + 56.5 Bund + 9.3 + 5.8 .. 5.9 .. 7,2 . 0,1 0.3 + 6.2 + 26.2 1,8 .. 96 + 2,1 ·- ... 
1 

Bettoebe m111m allgemeinen 20 und mehr Beschilhlgten Zur Methode slohe Staususchen Berocht E 11 Ab Januar 1995 neuer Benchtskrets molvergleiChbaren Varanderungsralen zu 1994 
2 

(d h. tn 1995 ohne d1e neu honzugekommenen Bere1che) 
auf alle Betriebe hochgerechnete Ergebn•sse. zur Methode s~ehe Stallsllschen Bencht E II 1 • E 111 1 

3 Belnabe von Unternehmen m11 20 und mehr Beschalbgten • nur Emchtung neuer Gebauoo 
5 on BeherbergungS$1atten rNI 9 und mehr Gastebetten. Ohne Cal\"fllngpliltze 
p • vortaufoge Zahl r • beoochbgta Zahl 

Hlnwela: Doe Angaben beZJehen SICh auf das Bundesgebtel nach dem Geb~IS$tand vor dem 03 10 1990 S.e schloeßen Barfon (Westl ~ eon 
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Jahreszahlen 
Schleswig-Holstein 

Eonwohneo 
Henats 

Jahr (Jahres 
zoffer 

mottel) 

BevOikerung 

Gebunen Sterbe 
zoffer zolter 

1 000 Ereognosse J9 1 000 Eonwohner 

1992 2662 71 108 11.4 

1993 2687 6.9 10.7 11.6 
199-l 2 701 68 102 11 4 

1995 2 717 6.5 101 11 5 
1996 2732 65 105 114 

Ubersctwß (+) 
der 

Geborenen Wanderungs· Ins 

Oder gewtnn gesamt 

Gestorbenen 
(-) 

1000 

2 33 1 247 
3 18 1246 

3 17 1 245 
4 21 1248 

3 19 1250 

Offenthche allgomemboldende Schulen 

Schulennnen!Schuter om September on von 100 Schuteronnen!Schulem erreochten 

Jahr 
Grund· 

Fachhoch· 
und Sonder· Real Gym. Gesam1· 

wenoger 
ets Haupt· schulreofe 

Haupt· schulen schulen naSI90 schulen mollleren 
schulen 

Haupt schul 
Abschluß 

und 
schul- abschluß allgemeine 

1 000 
abschluß HOChsChul 

reofe 

1992 135 11 46 61 8 10 36 31 24 
1993 138 11 49 61 10 10 36 32 23 
1994 144 12 49 61 11 10 36 30 24 
1995 150 11 50 62 12 10 36 31 23 
1996 155 12 52 62 13 10 36 31 23 

Landwirtschaft 

Im Erwerbsleben tatoge Personen I 

dnd· 
Produzoe- Handel 

und 
ubnge 

rendes Und Ooenst 
Forst 

WillSChalt 
Gewerbe Verkehr Iaostungen 

1 000 

59 360 262 568 
52 362 266 566 
53 363 262 567 
47 352 323 525 
43 340 340 527 

Boulloonlandspoodukt2 

rn Jeweohgoo Preosen rn Preosen von 1991 

j9 

taMoche tahrhche Erwerbs· 
Moll DM Zuwachs Moll DM ZuwachS· tatogen 

rate rate Bund3 

on% 10% 100 

96874 + 6.4 92936 .. 21 92 
100160 .. 3.4 93066 .. 01 93 
104 472 + 43 95034 .. 21 92 
108 827 + 42 96993 + 21 93 
110695 .. 1,7 97 945 .. 10 92 

VIehbestand am 03 12 Schlachtungen6 Kuhmolch&rzeugung Emt&n 1n 1 000 I 

Jahr 
Rinder 

I darunter 
Schweone 

onsgesaml Motchkuhe• 

1992 1435 440 1397 
1993 1 424. 431 • 1378. 

1994 1 396 426 1309 

1995 1 398 ° 421. 1269. 

1996 p 1 396 p422 p 1 292 

Besehallogte 
(Monatsdurchsehnott) geteostete 

Arbeoter· 
Jahr 

rnsgesamt I stunden 
Arbeoter 

1000 Moll 

1992 180 119 192 

1993 171 111 176 

1994 '63 104 168 

1995 153 97 157 

1996 147 92 148 

1 Ergebnosse der 1%-Mokrozensuserhebungen 
2 ab 1993 vortauhges Ergebnis 
3 Geboetsstand vor dem 03 10 1990 

ohne Ammen und Mutterl<uhe 
ohne Tnot·. Perl· und Zwerghuhner 

Huhnor5 Rond&r Schweone 

I 000 

3129 548 1 853 
8 431 I 904 

2731 351 1709 

318 1 464 

2687 378 1 309 

Vererbeoiendes Gewerbe7 

I 
UmsaiZ 

LOhns Gehalter 
(Ohne Umsatzsteuer) 

Bruttosumme I Auslands· 
onsgesamt umsatz 

Moll DM Motl DM 

5309 4 247 49228 10430 
5072 4 327 47 315 9911 
4953 4 370 48688 11 253 

4 856 4 321 I 48979 r127n 
4 767 4 342 47670 12359 

kg 

I 0001 J9 Kuh Getreode Kartoffeln Zuckernoben 
und Jahr 

2297 5116 2093 154 768 
2 312 5 306 1 892 184 779 
2311 5393 1928 146 699 

2408 5688 2151 154 715 
2404 p 5 702 2251 193 717 

Bauhaupt 

gewerbe 
Energoeverbrauch 

I I I Kohle Heozbl Gas StromS Beschallogte 
am3006 

1 0001 SKE9 
tn 1000 

183 1 251 596 409 44 
189 I 293 620 407 45 
184 1234 672 414 47 

I 1000 1 I Mtll kwh I 
162 887 5174 3374 r 46 
174 908 5110 3909 43 

8 gewerbloche und Hausschlachtungen on· und austondoscher Herllunll 
7 Betnebe motom allgemeonen 20 und mehr Beschällogten bis 1994 nach aller WrrtschahszwlllgSystemallk (SYPRO) ab 1995 naCh neuer Wonsehallszweogktassohkallon (WZ'93) 
8 ohne EogenerzalJi:ung 
g 1 Tonne SKE (Steonk~~le·Eonheol) 29 308 MJ 
• oepräsentallve Vo&hzAhlung 
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WOhnungSwesen Ausfuhr 

Jahreszahlen 
Sch/eswig-Holstein 

Frernoonverkellr2 

lemggestellle Wohnungen I 
vonGutem 

Anf<unfto Ubemach1ungen zum 
Jahr Bau ons "' on Lander der~werb- von 

genehmigte Bestand an ~samt EU Ulnder der EFTA Iichen Auslands-

Wohnun~n1 
lnsges&mt WOhnUngen WortSChall 

onsgesamt 
gAste 

lnsgesllml Auslands· 
gAsten 

1000 . Mll DM 1000 

1992 15 12 1171 13156 6 175 1 751 11070 4129 492 22116 981 
1993 19 14 1186 11 613 5363 1688 9903 3956 343 21 969 735 
1994 23 19 1206 12918 5 712 1 898 11258 3907 314 21 542 690 
1995 20 r22 1230 p 13 629 p7010 p 821 p 11 912 3996 300 21988 665 
1996 18 18 ... p 14193 p 7619 p 885 p 12 374 3959 309 21 597 654 

Kfz·Bestandl am 01 07 
Straßenverkehrsunfalle 

Spar· Sor~alhoHe' rillt Personenschaden 
enagen5 Knegsopfer· 

Jahr lnSge&amtl Kt&ftrlkfer l Pkw" 1 Lkw 
am3112 

onsgesamt H.He zum Lebensunterhalt fursorge 

Unläne Getcltete Vefletzla 
Aufwand Aufwand I Ernplanger Aufwand 

I 000 MIU DM 
on M~l DM ln Moll DM on 1 000 onf\Aill DM 

1992 1528 58 I 307 64 16429 319 21310 20156 I 831 ,9 6nl 
1993 1571 64 1341 66 15528 296 20325 22009 2031.6 746.0 
1994 1 608 71 1368 69 15463 282 20182 24 350 2137.0 7806 
1995· 1644 78 1 393 72 I 15592 r268 r 20652 26 765 2137.0 7806 
1996 16n 85 1416 75 14 307 260 18 809 29689 2238.1 873.5 

Steuern 

Steuersonnahmen nach der Steuerverte~ung Steu~m vom Eonkommen Gewerbe· 
Steuern Ver· &tftuer 

Jehr vom veranlagle brauch· nac:h des Laodo$ 
der Umsatz steuern Ertrag und 

des Bundes des Landes7 
G~en 

rnsgesamt Lohnsteuer Eonkommen· 
Kapotal Steuer 

Mill DM 

1992 7919 6351 3012 4 937 10061 7059 1637 117 1235 22081 
1993 8331 9696 3158 5506 10645 7333 1676 « 1182 23873 
1994 8880 9704 3156 6092 10826 7 510 1447 39 1 179 24 766 
1995 9 183 98« 3102 6098 10739 8007 1119 41 1 178 26367 
1996 8609 9980 3093 5950 10133 7821 805 169 1 265 27640 

Pretsond•zes om Bundesgeboell LOhne und Gehalter 11 

Lebenshaltung at19r lndustnearbeoter 12 ~teilte on tndu~tne 12 und Handel. 

Erzeugerpreise 10 pnvaten Haushalte 
Kredrtrnsl•luten und Versocherungsgewerbe 

1991 100 
Bruttowochenlohn Bruttomonatsgehalt 

fur 
Jahr Wohn· 

kaulman nosehe techniSChe 
land· gebaude danmter 

Ange$teUt~ AngesteUte 
gewerblicher Wirt· 1991 100 Nahrungs Männer Frauen 

Produkte IChaltlocher onsgesamt rllfiUil 
Manner I Frauen M.mner 1991 100 Produkte Getränke 

1985 100 Tabakwaren 
DM 

1992 1014 91.9 105,7 104,0 103.3 899 640 4808 3330 5453 
1993 1014 847 110 5 1077 105.4 930 665 5071 3533 5 724 
1994 1020 86.5 112.8 110.6 1071 978 695 5233 3677 5911 
1995 1037 87,1 115.4 112.5 108.6 1000 722 5405 3856 6115 
1996 103.1 ·- 115.3 114,1 109.6 1022. 734. 5419. 3870. 6254. 

1 Emchtung neuer Gebäude 
2 nur Beherbergungssranen llllt9 und mehr Gasrebenan. etnschließtoch l<lllderheome und Jugendherbergon 
3 Kraftfahrzeuge m•t amtlichem Kennzeichen, ohne Bundesll0$l Bundesbahn und Bundeswehr. ab 1994 nur ohne Post und Bulldeswellr 
• eonschließloch Kombonaloonskraftwa~n 
5 ohne Postspareonlagen 
5 Ooe Angaben ab 1994 Sind nocht drrekt mot den Voqahren vergleiChbar, weot seot 01 11 I 993 d1e Angaben fur Asylbewerber gesondert ausgewoesen werden 
7 elnschheßhch Lllnderfonanzausgleleh sowoe Bundesergänzugszuweosungen 
8 eonschließtoch ohrer Krenkenhlluser, aber ohne Eogenbetnebe und Zweckverbande 
1 Doe Angaben bez•ehen soch auf das Bundesgeb•et nach dem Gebietsstand 110r dem 03 10 1U90 Soe schließen Berhn (West) mll e1n 

oo ohne Umsatz· (Mehrwert·)steuer 
II Durchsehnoll aus den 4 Benchtsquartalen 
12 eollleh!Jeßlch Hoch· und Trefbeu rillt Handwerl< 

131 4 109.5 
143.6 118.7 
941 1224 
941 t22.4 

1123 1?1,9 

S<:hulden 

der Gemeuldon und 
Gemeindcvemaooe8 

Kred•t· 
Insgesamt markt~ 

motlel 

4 226 3331 
4 529 3577 
4 681 3 716 
4 918 3859 
5127 4 028 

Öffentlicher D•enst 

Brullomonatsgehalt 13 

Beamte ~1'1111e 

All BATVIII 
(Inspektor) (Burokrah) 

4 284 3200 
4411 3294 
4498 3359 
4 639 3464 
4 769 3594 

' 3 Endgehalt. d•e Angaben gellen fur Verheoratete mrt etnem Kond onklustve l<ondergeld ohne Stellenzulage 
• Mol der Zuordnung der Benchtsbetnebe zur Ktassofd<atoon der Wortschahszweoga, Ausgabe 1993 (WZ 1993). 151 karn Vergleteh rillt den Ergebn•ssen zuruc;ktoegender BenchiSjahre mögloch 

(YQI Seota 10. Zahltinspoegell 
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Zahlenspiegel 
Schleswig-Holstein 

1995 

BEVÖLKERUNG UND ERWERBSTÄTIGKEIT 

• S.v61kerung em Monatsende 1000 p 2117 p 2737 p 2740 p 

• Naturflehe Bevillkorungabewegung 

(he&ch/o ßv n Anzahl p 1473 p 1 849 p 1334 p 
18 I 000 Eonw und I Jahr p 65 p 82 p 57 p 

L eben<k;eborene Anzahl p 2286 p 2562 p 2 545 p 
te 1 000 (onw und 1 Jahr p 101 p 114 p 10.9 p 

Gestorbene (ohne T Olg&bOrene) Anzahl p 2607 p 2291 p 2~95 p 
je1000 nw und 1 Jahr p 11r. .. p 102 p 107 p 

darunter om ersten LebefiSJahr Anzahl p 11 p 14 p 14 p 
je 1 000 Leboodgeborane p 48 p 55 p 55 p 

Ubcrschuß d r Geborenen ( +) Anzahl p 321 .. P• 271 p• 50 p • 

oder GestortM!nen ( ·) je 1 000 E.nw Und 1 Jahr p 14 P+ 12 P+ 02 p 

Wanderungen 

Ober d e Landesgrenze Zugezogene Anzahl 9567 6921 7066 8154 
daiUiter ous uem Ausland Anzahl 3890 1677 1 764 1844 

Über d a Landesgrenze Fott1J8zogene Anzahl 7823 5306 5642 5942 
darunter 111 das Ausland Anzahl 1238 1110 1078 1265 

Wanderungsgewtnn ( +) und ·vüflust H Anzahl + t 744 + 1615 + 1 424 + 2212 
Innerhalb des Landes Umgezogene Anzahl 11 102 10945 10652 11492 
WandervngshiHe Anzahl 28491 23172 23360 25 588 

Arbeitslage 

Arbeotslo&e (Monai.S4lndel 1000 102 113 108 11t 
darvnt~r Manner 1000 59 66 63 64 

Kurzarbe+ter (Mona1smolle) 1 000 3 I 58 28 2,9 
darunter Manner I 000 25 50 2.2 23 

Offene Stellen (Monatsende) 1 000 12.0 11.5 9.9 82 

LANDWIRTSCHAFT 

ViehbHiand 

Rindvieh (etnschloeßlich Klllber) 1000 1398° 1397° 
darunter Milchkühe 
(ollne Ammen und Munerkülle) I 000 421° 422° 

Schwo+ne 1000 1269° 1293• 
darunter Zuchtsauen 1000 118° 119° 

daruncar tr6Chllg 1000 83" 83" 

Schlachtungen 

Ronder (ohne K61bef) 1 OOOSt 26 31 39 45 
Kalber 1 OOOSl 1 1 1 1 
SehW91ne 1 OOOSl 121 109 102 115 

darunter Hausschlachtungen 1 OOOSt 

• Schlachtmenge2 aus gewerblichen Schlachtungen 

(ohne Getlugel) 1 0001 195 198 21.8 244 
daruntot R+ndor (ohne Klilber) 1 0001 81 96 122 135 

Kalber 10001 01 01 1.0 01 
Sehweone 1 0001 110 99 92 105 

Durchechniltllehes Schlachi1J8wlcht lur 

Rmder (ohne K61borj kg 311 307 314 307 
Kälber kg 130 136 140 138 
Schweone kg 91 91 91 92 

Geßugel 

Konsurnet<!r' I 000 28793 29010 24589 30691 
GeflUgellloiSCh4 1 000 kg 59 61 

• Milcherzeugung I 0001 201 201 193 197 

darunter an Molkereoon und Händle< gel+elon er. 96 96 95 95 
Milchlei$tung 10 Kuh und Tag kg 156 156 153 151 

1 ohne +nnorhalb der Gerne+nde Umgezogene 
2 eonschheAhch Schlachtlette Jedoch ohne lnnereoen 
3 on Belnoben bzw on Untem11hmen 1111t 3 000 und ~ht Hen"..,nhaltungsptillzen 
4 aus Schlachtungen onl.lndischen Gellugeis tn Sehlachtereoen 11111 einer Schlachlkapezotat von 2 000 und mehr Toeron om Monat 
a Dezember 
• Oi9$6 Post110ncn werde•' Im ..Zahlenspeget• aller Stabstischen lnndeslimter vorblft111UK:ht 

+ 

November 

2741 p2754 

921 p 2 724 
4.1 r 111 

2372 p2538 
105 p 108 

2443 p2452 
108 p 105 

15 p 14 
63 p 55 
71 p 84 

03 p 04 

6512 7542 
1633 1728 
4 938 5618 
1 t15 1143 
I 574 + 1924 

10986 11404 
22436 24 564 

117 122 120 122 127 
68 70 70 70 74 
39 39 31 34 4,4 
3.1 2,9 22 23 33 
75 10.6 98 76 6.9 

1 320 
120 
84 

44 ß5 42 49 42 
1 1 1 

113 104 110 118 114 
0 

234 202 22.8 259 230 
128 104 125 14 7 123 
00 01 01 01 01 

103 9.4 100 108 103 

297 300 302 302 297 
138 13-1 138 138 136 
92 90 90 92 92 

31 261 28212 29313 26909 28075 

190 190 183 190 

96 95 95 96 
150 14 5 145 14 5 
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1995 I 1996 

MonatsdurchSChnitt 

PRODUZIERENDES GEWERBE 

Vererbeoiendes Gewerbe 1 

BescMIIIgto teln5chloeßfoch tAtogcrlnllabcr) I 000 153 147 
darunter Arbeoter und yewerblich Auszubildende 1000 97 92 

Geloosr ltl Arbe•1er5tundon 1 000 13118 12320 

lohnsumme Moll DM 404 7 397.2 

Gehaltssumme 1.1111 DM 3GO I 3618 

Umslltl (ol'ne Umsatzsteuer) MJII DM 4082 I 3926 
Inlandsumsatz Mlll DM 3016 r 2896 . Auslandsumsatz M.n DM 1066 1030 

Ko!ttovorbtauch 1 0001 14 15 

Gasverbrauch MiD kWh .C31 426 
Slddt· und Kokereogas Min kWh 
Erd und Erd01g4s MiD kWh 

Hciz61vertlrauclt I 0001 74 76 
leichlEIS Heaöt 1 0001 6 7 
&chweres Hetzöt 1 OOOt 68 68 

Stromverbrauch MiU kWh 315 326 

Stromerzeugung (industnelle Eogenorzeugungl M•ll kWh 34 34 

Öffentliche Energieversorgung 

Stromerzeugung (brutto! M•ll kWh 2331 2423 . Stromverbrauch (eonseh~eßliCil Ve~uste . 
ohne PumP'tromverbteuch) Mon kWh 1030 1041 

Gaserzeugung (netto) 1 ooom> 2607 -
Handwerk (Meßuhlen)3 

BescMf!lgte (8tnschloeßlich tatogqr Inhaber) 
.", Ende des Voerteljahres 30091976 100 114 4 -

Umsatz (Ohno Umsatzsteuer) v, D 1976 100 2410 -
Beugewerbe4 

Vorbereifende BeustellQnarbGtten Hoch- und ToefbauS 

Beschahogte (eonschloeßfoch tarogor Inhaber) Anzahl 45330 42566 

Getooslele Arbeotsstunden I 000 4 595 4 093 
darunter fur 
Wohnungsbauten 1000 2247 2000 
gewerbloche und •ndustnelle Bauten~ 1000 1 145 942 . Varllehra· und Offontloche Bauten 1000 I 159 1098 

LOhllSurMle M•R DM 146.4 133.5 . Gehaltssumme M.Y DM 334 333 

Baugewerblocher Umsatz (ohno Umsatzsteuer! Mlff DM 5976 541.6 

Auflragseonghng7 MID DM 334 I 2915 

BauonstaUatoon und sonstiges Baugewer~l . Beschllltrgt e Anzolll 12296 

GOIGostete Arbe•tsstunOOrl 1 000 1357 

Lohn- und Gehal tS$oJtnm8 Mol DM 481 

Baugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Mill DM 145.0 

1996 

Septamber I Oktober l November 

' 147 146 146 
92 92 91 

r 12 638 r 12841 r 12 730 

r 374 9 r 3671 r 497 3 

r 3328 r 3370 r 46t 5 

r 4169 r 4253 r 4 412 
r 3066 r 3 t4t r 3093 
r 1102 r 1 112 r 1319 

325 335 335 

34 37 40 

r 1 343 ' 1959 r 2687 

962 r 1 04a 1086 

3 VJ. 97 

... - -
- - -

43 593 43046 42 500 

5on 4 925 4 315 

2533 2434 2081 
I 075 1 076 1 053 
1 397 1 364 1147 

1397 146.5 1935 

309 30.9 531 

687.3 669.6 6821 

3254 278.2 103.2 

12568 - -
4 243 - -
145.2 - -
461.5 - -

Zahlenspiegel 
Schleswig-Holstein 

1997 

August I September I Ok1ober I Novemb!l 

144 144 145 143 
90 90 90 69 

11 509 12393 12740 12090 

3705 3718 3906 ·•S3.5 

344 7 3451 3448 464 8 

3905 4485 43t8 .c 578 
2 761 3141 3122 3 t84 
1 044 1344 1196 1414 

332 297 342 338 

34 33 45 50 

2352 1 852 2276 2898 

1 016 981 1121 1 153 

. 

3 Vj 87 

- - - -
- ... - -

r40992 -41 178 40930 40411 

r 4 516 4957 4n6 4 146 

r 2286 2468 2354 2023 
917 1 069 1022 930 

r 1 241 1 344 1 337 I 144 

( 128.4 1331 1353 1621 

r 31.9 30.0 331 44.1 

r 5823 667.2 6662 5952 

305.6 3935 2937 235.1 

- 12895 - -
- 4 365 - -
- 145.6 - -
- 4440 - -

1 
Betnebe mllom aflgemCli'IOI'I 20 und mehr Beschatlrgten Zur Methode soehe StahStoschen Beoocht E I 1 Ab Januar 1995 neuer BerochtskreJS naiCil neutlr Wortschaftszweogabgrenzung 
(einseht Recycling und Verlaysgewerbe). fur dai/O~oegende ZeoträunJe wrrd etne Ruckrechnung nach neuer Abgrenzung vorgenommen, allerdongs hegen fur doe Bereoche Rec;yctong und 
Verlagsyewerbe keona Daten vor so daß dla Vergleochbarlleot eongeschrankt osl 

2 ohne AusbeUQeweobe Gas Fernwarme und Wasserversorgung 
3 ohne handwerllhche Nebenbelnabe 
~ ab 1995 rn d&r Abgrenzung nach der KIASSolokalion der W1rtschaftszwerge. Ausgabe 1993 (WZ931 
5 auf alle &troebe hochg<Jrectonete Ergtobnisse 
e eonschließloch Untemehmen der Bahn und Post 
7 &trrebe von Untemehllll)tl mot 20 und mehr BesehAftogten 
8 am Ende dos VtOoto~ahrcs, beo Jahreszahlen • Ourchsc:hntn der Voeneljatuesergebnisse 
• Ab 1997 Umstellung auf vrerteiJAhrloche Berichterstattung 
• Doese Posotoonen werden om ..lahlenspoegel" aller Stabs!JSchen Landes6mtor •erOffontlochr 
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Zahlenspiegel 
Schleswig-HolsteJn 

BAUTATlGKEIT 

BaugenehnMgungen 

Wohngebaude (Errichtung neuer Geb.\ude) 
darunw m•t 
I Wohnung 
2Wohnungen 

Raumrohall 

WOhnflache 

Nochtwohngebdude (Ernchtung neuer Gebäude I 
Rauminha" 
Nutztläche 

Wohnungen Insgesamt (aUe Baumallnatvnen) 

HANDEL UNO GASTGEWERBE 

Ausfuhr 

Au$tuhr rnsgesamt 

davon 

Guter der E nnahrungswulsehatt 

Gllter der goworblichon WulSchaft 

davon 

Rohstolle 
Halbwaren 
Fenrgwaren 

davon 
Vorerzeugnisse 
El'ldorzeugnrSS<I 

nach ausgow<lhtten Verbrauchsl.ll'ldom 

EU l.Andor 

darunter Noederlal'lde 

Italien 
Franklorch 
OAnemark 

Elnzelhandetsumaatu Insgesamt 
(einsch4 l<fz Elozelhandct TonkSielten) 

GastgewerbeumsAtze 

Frem<lenvett<ehr ln Beherbergungsstätten mrl 9 und mehr 
GästebeHen 

Ankunft& 
darunter von Auslandsgasren 

Ubemachtungen 
darunter von Auslal'ldsgastrm 

Seeschilfahn 1 

Guterempfang 
GQtorve~ 

Brnnenschlffahn 

Guterempfang 
Guterversand 

VERKEHR 

• Zulassungen fabnkneuer Kraftfahrzauge2 

darunter Kra"rader 
Personenl<raftwagen3 
laS1kraftwagen (81nSChheßltch l!lll SpeZJalaufbau\ 

Stf8ßenverlcehraunfalle 

Unialle r111t Personansehoden 
Getoteta Personen 
Verletzte Personen 

Anzahl 

Anzahl 
Anzahl 

I 000 m' 

1 000 m' 

Anzahl 
I 000 m' 
1 ooom> 

Anzahl 

Mil DM 

Mlll DM 

M I DM 

Moll DM 
Mall DM 
Mall DM 

Mlll DM 

Mdl DM 
Moll DM 
Mall OM 
M!ll DM 

1995 100 

1995 100 

I 000 
1000 

I 000 
I 000 

10001 
1 OOOt 

1 OOOt 
1 OOOt 

Anzahl 

Anzahl 
Anzahl 
Anzahl 

Anzahl 
Anzahl 
Anzahl 

1995 1996 

MonatsdurthSchnm 

683 

~94 

94 

730 

t38 

112 

515 
84 

t 879 

729 

561 
92 

694 

132 

105 
479 

79 

1641 

I 1669 p 1182 

787 

614 
102 

658 

129 

111 

399 
65 

1501 

12610 

1~57 p 1516 1389 

I 0211 p I 0312 1 122 2 

250 p 
64 9 p 

931 3 p 

24 2 30.7 
66 3 53 9 
• 1 10376 

1~2 p 
7970 p 

147.8 
793,0 

6153 p ~.9 

97 8 p 92,3 
659 p 81 7 
814 p 809 
74 6 p 78 3 

tOO.O 

1000 

333 
25 

1 832 

65 

t 905 
1066 

179 
207 

10204 

576 
8783 

593 

1299 

22 
1 721 

102.0 

97,4 

330 
26 

1800 

55 

151 
185 

10860 

7~5 

9289 
568 

1192 
22 

1 567 

135 8 
901 7 

621 7 

78.6 
675 
722 
658 

969 

1080 

422 
28 

2308 
57 

2139 
1258 

153 
227 

9150 

502 
7937 

524 

1457 

25 
IBn 

1 ohne ErgongewiChte der als Verlcehrsmrttll am FahrverUhr transportretten Eisenbahn- und Straßenfahrzeuge 
2 mrt amurchom Kennzetehen ohne BundespOst Bundesbahn und Bundeswehr 
3 lllnschheßlich Kombinatronskraftwagen 
• O.ose P0$11aonen werden rm .,lahlenspooger nner Stabstischen Lendosllmter verbffentlrcht 

1996 

788 

627 
85 

738 

136 

118 

529 
90 

1 631 

I 372.5 

161 6 

1 2109 

25.9 
931 

10919 

1873 
9046 

6893 

104 9 

965 
93.2 
n6 

1040 

95.9 

351 
26 

1 759 
57 

2196 
1~0 

182 
224 

10707 

359 
9489 

651 

I 290 

24 
1 678 

611 

458 
87 

537 

103 

115 
478 

82 

t 336 

778 

626 
82 

779 

148 

106 
555 

86 

1 718 

1 214.6 I 292 2 

169.9 1~2 

1 ~4 7 11~7 9 

21 .5 21 7 
n.8 659 

945.3 I 060.3 

150.5 
794,8 

6263 

74 9 

817 
72.7 
733 

1001 

73,1 

1785 
881 .8 

624 9 

942 

762 
96.2 
799 

992 

138,1 

207 p 560 
22 p 37 

n6 p 3 714 
48 p 75 

2093 
1293 

148 
163 

10011 

226 

9039 
536 

1 271 

28 
1 879 

2010 
1055 

170 
212 

9218 

800 
7583 

562 

1643 

35 
2148 

1 119 

942 
89 

898 

178 

129 

517 
89 

t 998 

1 471 7 

1414 

13304 

17.9 
863 

1226.2 

192.8 
t 0334 

6932 

925 
1036 
114 6 

92.9 

989 

1056 

p 436 
p 31 

p 2 330 

p 62 

157 
156 

9n5 

537 

8450 
538 

1997 

965 

787 
96 

862 
164 

115 

396 
7t 

1893 

1055 

915 

p 378 
p 30 

p 1 736 

p 64 

151 
155 

11078 

300 
8856 

714 

r 1 ~7 p 1176 
22 p 29 

r 1 733 p 1 576 

November 

p 
p 

p 
p 

67~ 

533 
n 

639 

124 

89 
385 

62 

1 514 

102.9 

71 2 

201 
25 

682 

51 

p 1026 

p 21 
p 1 308 
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1995 I 1996 

Monat$dUrchschortt 

GELD UND KREDIT 

lnaolvenzen 

lnsoll. enzcn Insgesamt Anzahl 73 80 
Unl~metvnan Anzahl 59 66 
"brrgo Gemelnschuldnor Anzahl 14 14 

Bean1rag1e Konkurse Anzahl 73 80 
darunter mangllls Masse Ollgelehnt Anzahl 50 55 

K1'11dlte und Einlagen 1 4-Monet•· 
durch•chnrtt3 

Kredrtel' an NIChtblinken rnsgasamt t.IIU DM 124 831 t34 465 
darunter 
Kr&dltel' an lnt.tndosche Nl(;h1banken MrD DM 122 658 131358 

kul'l'lnsllge Kredrte (bis zu 1 Jahr) MID DM 14 735 1609~ 
an Un!ornehmen und Puvatpersonen MIR DM 14 439 111505 
an OHoniiiChe HaUShalte !.LU DM 296 59-4 

mittOH~ Kledttt (1 bis 4 Jahre) MiD DM 7424 7889 
an Untemchm!!n und Privatpersonen MIU DM 5534 6186 
an öffenUIChe HaUShahe ~.~ DM 1890 1702 

lanOfnst'IIO Krodlt (mehr alS 4 Jahre) MID DM 100 600 107371 
an Unremetvnen und P11YatpOrsooon MrU DM 74 630 80446 
an OffonUlchO Haushaltfl Mlll DM 25869 26926 

Einlagen und aufgenommene Kreditel' von Nrchtballken MrU DM 81 74t 88381 
Srchternlagen und TennrllQ(llder 

von rnländrschon Nrchtbanken Mrll DM 55226 58899 
von Unlernehmen und Prrvatpersonen Mrli DM 49262 52919 
von 6tfenthchen Haushatten Mrll DM 5965 5980 

Spareonlagen Mrll DM 25376 28466 
von Unternehmen und Prrvatpersonen Mlll DM 25 001 28 036 
von Offenttrchen Haushallen Mrll DM 376 429 

STEUERN 

SlttUeraufkommen nach dar Steuerart Vlerteljah1'11•· 
durch•chnttl 

Gemernschaltsteuem t.hU DM 4 277 4 097 
Lohnsteuer Mill DM 2002 1955 
vemnl~te Ernkommensteuer Mrll DM 280 201 
nicht veranlagte Ertragsteuer Mlli DM 78 70 
Zrnsabsclllag MlllDM 53 52 
KOrperSChafts teuer Mlh DM 272 255 
Ums:uzsteuer MIIDM 1404 t 382 
Einfuhrumsatzsteuer Mrl DM 120 106 

Bundossteuem Mrß DM 253 281 
VersiCherungsteuer M11i DM 48 46 

land<Js~teuem Mill DM 295 312 
Vermagensteuer Mrll DM 57 &4 
Grunderwerbsteuer Mrll DM 5S 56 
Kraltlahrzeugsteuer Moll DM 127 125 

Gemerndesteuern Mrll DM 424 450 
Grundsteuer A Mrll DM 8 8 
Grundslauer B Mrll DM 101 107 
Gowerbosteullr nac~ Ertrag und Kaprtal (brutto) MrK DM 295 316 

Steuerverteilung auf die GaboettkOrperachafl 

Steuerernnahmen des Bundel MrD DM 2291 2152 
Bundosanloil an oon Gemeonschef!steuem Mon DM 2036 1871 

Lohnsteuer MID DM 851 831 
~emntagte Einl<ommenstoucr MIU DM 118 86 
KOrpersellaf!steuer Mill DM 136 127 
Umsatz und Ernfuhrumsatzsteuer MIU DM 854 7S1 

S!euerctnnahmon des lllnrJes4 Mrn DM 2461 2495 
Landesanteil an oon Gemernschallsteuem MID DM 2 117 2070 
Lohnsteuer und Lohnsteuerzerlegung Mrll DM 1 045 936 
veranlagte Etn~ornmenst<>uer MIU DM 115 81 
KOrper&Challsteuer Mltl DM 125 116 
Umsatzsteuer Mill DM 810 887 

Steuerernnahmen oor Gemernd~n!Gemerndwerblinde Mrll DM 776 847 
Gewerbesteum nach Ertrag und Kaprtal (natto)5 Mrll DM 229 242 
Antvrl an dor Lohn und veranlagten Ernkommensteuer Moll DM 417 397 

1996 

September I Ol<tobOr I Nollember 

78 87 46 
&4 72 35 
14 15 11 

78 86 46 . &4 56 32 

135 13-4 - -
132072 - -
16409 - -
15786 - -

623 - -
7894 - -
6190 - -
I 704 - -

107 769 -
80488 - -
27281 - -
86061 - -
58720 - -
52813 - -
5 907 - -

28340 - -
27921 - -

419 - -

3. VI 911 

4143 - -
1 885 - -

183 - -
113 - -
32 - -

243 - -
1 524 - -

106 - -
228 -
28 - -

304 - -
&4 - -
84 - -

123 - -
505 - -

9 - -
129 - -
347 - -

2133 - -
1 905 - -

801 - -
69 - -

122 - -
823 - -

2492 - -
2121) - -

90S - -
60 - -
98 - -

808 - -
875 - -
270 - -

r 344 - -

Zahlenspiegel 
Schleswig-Holstein 

1997 

August I September I Oktober I November 

83 56 80 72 
&4 47 60 59 
19 9 20 13 

83 56 80 72 
53 39 54 46 

- 146235 - -
- 141980 - -
- 17147 - -- 16823 - -- 324 - -
- 7 517 - -- 6 404 - -- 1113 - -
- 117316 - -- 88282 - -- 29034 - -
- 93856 - -
- 61 841 - -
- 5S881 - -- 5 960 - -- 30026 - -- 2V673 - -- 453 - -

3. Vj. 87 

- ~- - -- 1889 - -- 75 - -- 125 - -- 30 - -- 264 - -- 1413 - -- - - -
- - - -- - - -
- 283 - -- 16 - -- 100 - -- 111 - -
- 509 - -- 9 - -- t34 - -- 345 - -

- -· - -- ·- - -- 803 - -- 32 - -- 132 - -- - - -
- 2388 - -- 2048 - -- 895 - -- 22 - -- 1t1 - -- 744 - -- 859 - -- 269 - -- 325 - -

1 B!l6tand an Kradden und Ernlagen am Monatsende Dre Angaben umlassen dre rn Schleswrg·Holslem gelegenen Niederlassungen der zur monaiiiChan Brlanzstatr~hk btriChtenden 
Kred•trnstrtule ohne LOOdeszentratbank ohne dre Kredrtgenossenschalten (Ra•florsen). dvrGn BriDnzsumme am 31 12 1972 wenrger als 10 Mül DM btlrug sow11 drt PostJChaek• und 
Postsparkassenämter Ab 0 t 01 1986 ernschlreßtrch RarfferSenbanken 

~ ornschhe131rch durchlaufender Kredrto 3 Durchschnrtt ausdanBestanden rn den Monalon MArz Junr S.plember Dezember 
4 ernschlrcßlich l6ndorfrnanzausgferch SOWle BundeserganzungszuweiSungvn 6 nactt Abtug oor Gewerbeslaue rumtage 
• Ore$e Posrt oncn warden rm .lahlenspitger aller Statrs~sehln LandosAmter worollenlficht 
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Zahlenspiegel 
Schleswig-Holstein 

199f> I 1996 1996 1997 

Monatsdurchschnitt Septemberl Of<tober 1 November AU!IU$1 J Septernbell Of<tobcr I Novembet 

PREISE 

PretslndexzoNem Im Bundesgeblet1991 .a 100 

Eonfuhrpretsel 97.3 978 97.6 982 

Au ful!opoeose2 103.3 103.f> 1033 103.5 

Preosol'ldex fur den Wareneongang des Produzoerenden Gewert>es2 1011 98.8 98.5 98.8 

Erzeug~rpreose 

gewerblocher Produkte2 1040 1035 103.6 103.8 
landwonschaltlocher Produkle2 91,6 91,1 91,3 891 

PrlliSlndex IUr W~ude. Neubau BauleostlM1gen am Gebäude' 1154 1153 . 
Eonkaulspreose landWII1schaltlochcr Betneb$mouel (Ausgabenondex)2 103.1 1056 106,0 1056 

Eonzelhafldelspretse 106.7 107.6 1075 107 7 

Preislodex fur doe Lebenshaltung aller prMiten Haushatte 1 1125 114,1 114 4 1144 
darunter folr 
NahrungStnlnel Gelranke Tabakwaren 1 1086 1096 109 I 1090 
Bekleidung Schuhe 1 1084 1093 1ro4 109.5 
Wohnu"9""oeten 1 121 3 124 8 1&4 1257 
Energ.e (ohne Kroi1Siolfe) 1 1014 996 1008 1024 
Möbel HaUShe"sge"'Ue u a Guter fur die Hau>hal!siJhrung 1 1099 110 111 0 1111 

LOHNE UNO GEHÄL TERJ 
• EHektower!llenste on DM· 

Arbeiter 1m Produzl8fenden Gewerbe4 

Bruttowochanverdoensto 

männtocha Arbeoter 1001 1 Cl?" 1027 
darunter Facharbeo1er 1051 1 076 1082 

weobloche Arbeo1er 721 7341 735 
darunter Holfsarbeoler 688 698 700 

BlllttostUI'ldonverdrONite 

männloct1e Arbeoter 2601 26,71 26.81 
darunter Facharbe•ter 27,45 28.27 28.39 
werbioehe Arberter 1908 19.59 19.56 

da111nter H~fsatbeoter 1809 1849 18,46 

bezah~e WochonarbeitSzeot 

mAnnilehe Arbeoter (Stooden) 383 381 383 
weot>liehe Arberter (Stooden) 378 374 37.6 

Angestellte, Bruttomonataverdrenll• 

Produzrerendes Gewerbe4 

kaufmänniSche Ango~1elne 

mannlic:h 6221 6434 6484 
wOobfiCh 4322 4 495 4 524 

techn4sche AngestaUte 

mannloch 6381 8 575 6596 
weobhch 4 358 4 520 4 545 

Handel Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen und 
Gebrauchsguteon. Kredrt· und Ve1$1Cherungsgewerbe 

keulmannosehe Angestellte 

m.lnnlic:h 5071 5076 5083 
warbloch 3681 3689 3691 

technlscha Angestellte 

mAtrioch 4 522 4 810 4 789 
weobbcll 3523 3354 3326 

ProduZ>erendes Gewerbe4, Handel Instandhaltung und Reparatul YOn 

Kraftfahrzeugen und GGbra~om Kredit und Versochetungsgew 
zusammen 49n 4981 4 998 

kaufmllnnische Angestethe 

männliCh 5404 5419 5435 
weobbcll 3855 3 870 3878 

tachnrsche Angestellt 

mllnnloch 6116 6254 6261 
weobloch 4 236 4 413 4 440 

1 Doe Angaben bezoehen soch auf des Bundesgebiet nach dem Geboetsstand 1101 dem 0310 1990 Soa schloeßen Betlon (West) mrl eon 
2 ohne Umsatz-(Mehrwert· )steuer 

98.2 102.1 101.6 

103.4 1057 1056 

98.7 1015 1013 

103.8 105.0 1051 
877 923 -· 

115.0 114 9 

105,1 108 0 1071 

107,6 1083 108 2 

114 3 1168 116.5 

1094 1113 111,2 
109 7 1097 109.8 
1259 128 5 1286 
1013 1019 1014 
1112 1117 1117 

3 Mrt der Zuordnung der Barochtsbetnebe zur Klassrfoketoon der Wortschahszwerge AuSQftbe 1993 (WZ 1993) ostkein VergleiCh mrt den ErgebniSsen vor1996 mOgfocn 
4 Handwerk nur rm Hoch· und Trafbau enthalten 
• Otese Posotoonen werden om ..lahlenspreget• aller StatostJSChen lafldesämter verOffenthcht 

101 5 ·-
1056 000 

- ... 

105.0 000 

- ... 

1064 ... 
1083 1083 

1163 1164 

1111 1114 
1100 1101 
1287 1290 
10241 1022 
1117 1119 

-·--... 

-· ·--·-
... 
-

--
... 
-

--

-
-
--

... 
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BevOikerung am 30 08 1997 

KREJSFREIE ST AOT Veränderung gegenuber 

Kre~:~ I VOfj:lhrcs 
lOSgeSamt Vormanal 

moror' 

. 
FLENSBURG 86024 - 00 0,7 

KIEL 241 515 02 1 2 

LUBECK 215650 • 0 I 02 

NEUMUNSTER 81654 00 0,3 

Ollllrnarschen 135610 .. 0,0 + 09 

Herzogtum Lauenburg 173 469 + 01 .. 1 4 

Notcllnestand 162107 + 0.1 .. 0,9 

Dstholstetn 199195 + 01 .. 05 

Pmnoberg 285797 .. 00 + 0.6 

PIOn 129114 + 0.4 + 23 

Ren<ISburg EctcemiOrde 262 736 + 02 + 12 

SchleSWlll FIOnsburg 192 384 + 0.1 .. 1 4 

Sageberg 241481 + 0.1 + 1.2 

Siamburg 134699 . 0.1 + 0.9 

S1onnam 212 701 • 0.1 .. 0,9 

Schi&Swlg·HOist&tn 2754116 . 01 + 0,7 

BovOikorungsveränderung 
m Augusl 1997 

UberschuS der Wan<leruogs- BevOikerungs-
Geborenen (+) gewm(+) zunahmcH 

odor oder oder 
Gestorbenen \'9rtusl aboahme 

() () () 

+ 4 26 22 

20 529 549 

5o4 + 290 .. 236 

11 - 28 39 

.. 29 + 30 + 59 

.. 27 + 102 + 129 

+ 15 .. 224 - 239 

- 25 + 161 + 136 

. 23 + 90 .. 113 

17 . 480 + 463 

• 20 • 430 + 450 

.. 5 + 99 + 104 

.. 58 + 271 .. 329 

+ 14 + 56 + 70 

.. 16 + 274 + 290 

+ 84 + 1 924 + 2008 

Kreiszahlen 
Schleswig-Holstein 

Str BenverkehrsunfAll 
mot PerSOOE:nschadon m NOVI!Iflb!lr 1997 

(vorläuhgo lllh!en) 

unrauo Gel I tel Verletzte 

27 - 31 

lOG I 137 

100 1 127 

42 1 47 

49 - 65 

67 1 93 

64 6 73 

65 3 75 

114 2 143 

37 - 48 

93 1 127 

49 - 71 

95 2 138 

37 - 40 

81 3 98 

1 026 21 1308 

Verarbeitende$ Geweroe3 KraftfahrzeugbestancP am 01 07 1(>97 

KREISFREIE STADT 
Pk,.e Betnabeam Besdlaf!lgteam Umsatz" m Nov 1997 11'15· 

KretS 30111997 30. t1 1997 M1ft DM gesamt 
Anzahl I ,. 1 000 Elnw0hner7 

FLENSBURG 53 9011 427 44 659 38926 452 

KIEL 112 15687 491 121903 106 082 439 

LUBECK 108 14 729 449 112 411 98426 457 

NEUMUNSTER 66 6845 150 46897 40482 496 

D11hmarschen 58 6540 ~06 89226 71 428 527 

Herzogrum Lauenburg 94 7 590 216 111271 94 595 546 

Nordhieslan<l 51 2902 105 108 523 87 300 539 

Ostholslem n 5290 151 124981 105127 528 

P1nr18berg 175 17173 468 174 518 149132 522 

Pion 35 2456 68 76 767 65432 508 

Aen<ISburg·EckemfOfde 107 7 342 191 169588 139 809 533 

Schl8$w1Q·Flensburg 70 4 223 119 126630 102006 530 

Sageberg 181 15843 566 167180 140452 582 

Sleonburg 75 7 853 229 87626 71185 529 

StOilTiam 165 19841 546 142156 122 342 576 

SchleSWIQ·HoiSI<!In 1427 143131 4 578 1 706336 1 432 722 520 

1 nach dem Gebtetsstan<l vom 30 04 1997 
z e•nS<:hheßlich der rnncuhalb von 30 Tagen an den Unfallfolgen versrorbenen Personen 
3 Belnabe m111m a11geme1nen 20 und mehr Beschalt~gten, ab Janu~r 1995 neue Benchtskrelsabgrenzung aufgrund neuer Systematik, VergleiCh mot d8v0~1egenden Ze11rllumen mctn 

gegeben 
• Ohne UmsaiZ$t&uor 
5 Krollfahrzeuge mitamtliChem KeMzeiChen. Ohne BundespOst. Bun<lesbahn und Bun<leswehr 
5 etnschhoßhch KombtnahonskraftwaQ"n 
7 Bevöfkerungutand Jult 1997 

Anmerkung: (11'1& .1usfuhr11C118 Tabelle md Kreoszehleo ef'IChe•nl on Hch 5 und 11 
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Zahlen 
für Bundesländer 

Bevöll<erung Arbel!Smarkt Veralbeftende:l Gcwe~ 

8nwohner am 31 12 1996 Albeit51o&o Ende November 1 997 Kurzarbeder olfene Stellen Be- Umssu3 

1m Septamber 1997 
Bundostand 

veran<~&rung 1 

1 ()()() 1 ()()() 

""' 
Baden·Wuntemberg 10 374 5 + 0.5 369.3 
Bayern 12 043.9 + 0,4 414.2 
Bett1n 3 458.8 0.4 269.9 
Brandenburg 2 S54.4 .. 0.5 220.5 

Bremen 677,8 0.3 46,9 
Harnburg 1 706.0 + 0.0 93.6 
Hessen 60273 + 0.3 2586 
Mecklenburg-Vorpommem 1 817,2 0.3 174 4 

Nu1dersechsen 7 815,1 .. 04 403.6 
Nordrhein-Westlaien 17 947 7 .. 0.3 865.0 
Rheinland·Pfalz 4 0006 .. 0.6 157.3 
Suuland 1064 2 0.0 54.8 

S4chsen 4 545.7 . 0.5 3816 
Sac;heen·Anhal1 2 723.6 0.6 270.7 
Schlellw.g·Holstm 2 742.3 .. 0.6 127.4 
Thunngen 2491,1 0.5 2158 

Bundesrepublik Deutschland 82 012 2 + 02 4321 0 

Nachnchtüch 

Alle Bundestander 
(a1ru.<:hl Berhn-West) 66 583.4 + 0.4 2941.9 
Neue Bundestander 
(etnSCht Bert1n·Ost) 15 428 7 . 0.3 1 379.8 

Volberedende Beuslellenarb811en 
Hoch· und Tielbau 

Be5chalbgte 
Baugewerbhctler umsatz3 

Bund8Siand am 
mJuh1997 

31 07 1997 

Ver 

1 ()()() Mlll DM 
AndenJng1 

% 

BedenWurttemberg 119 2002 12,7 
Beyem 193 3297 . 8.8 
Ber1m 46 883 167 
Brandenburg 64 985 14 4 

Bremen 7 159 3.7 
Harrburg 17 398 9.7 
H9ssen 69 1 185 8,1 
Mec:klenburg· VO<pomrnem 44 603 215 

Nlodersaeh&en 106 1 800 3.3 
Nordrhe1n-Wes1falen 1711 2958 31 
Rheonland-Pfatz 44 757 1.8 
Saartand 13 207 . 5.3 

Sachsen 115 1712 . 8.3 
Sac;haen·Anhall 73 1118 . 38 
SchlllsWIQ·Holsl&rn 39 629 . 5.2 
ThUnngen 57 859 + 04 

Bundesrepublik Deutschland 1 186 19553 - 79 

Nachnchttteh 

Alte Bundesfander 
(emscht Berhn·WKI) 817 14031 . 7,1 
Neue Bundestander 
(etnschl Ber11n-Ostl 369 5 522 9.9 

1 gegenuber Vo~ah•esmonat 
2 Batnabe m11 om allgemeonen 20 und mehr BescMibglen 
3 ohne Umsa!Z$teuor 
4 Anteol des Auslandsumsalles am gesamten UmsaiZ 10% 

s .n Behelbergungsstanen m11 9 und mehr Bellen 
G Schlesw!Q·Holstetn endg\Jibge ubr1Q8 L.ander vorlllui1Q8 Zahlen 

12 

Mtta Ende sdl.'l!tiQI9 

Aroortstosen- November No 118mbar am 
Veränderung 1 

quote 
1997 

% 1 ()()() 

+ 2.8 8.4 16.2 .. 44 8.2 15.6 .. 15,1 17.6 4.4 
+ 19.8 19.0 6.7 

+ 36 16.8 1,8 .. 10.4 13.2 1.9 .. 76 10.2 6.2 .. 209 20.9 43 

+ 55 12.5 104 .. 27 11 .9 25.9 .. 2,2 9.9 4.9 .. 23 132 17 

.. 27.6 8.7 9.0 
+ 198 21.7 67 .. 91 112 4,4 .. 190 18.9 5.2 

.. 96 12.5 125.3 

+ 4.1 10 7 91,4 

+ 235 19,7 33.9 

Wohnungs Fremdenver1<ehr5 - ttn August 1997 

Zahl der Aokunhe Ubemachtungen 
genehlntgten 
Wohnungen 

"" Ver· 
Juh 

anderung' 
1997 Anzahl 

% 

5860 1 104 096 3 877 431 27 
8139 I 992 768 8323 854 ~ 01 
1 833 319454 769 078 . 17,6 
2 715 255 103 806 236 + 49 

127 49273 92 594 02 
559 225 702 413 063 .. 4.8 

2685 727 046 2 243166 54 
1 209 461 398 2124 814 .. 284 

.. 587 896099 4 187 404 + 0.2 
7278 1 093 472 3096308 . 70 
3014 557 668 1 901 331 + 6.5 

483 45714 180938 . 54 

4384 353 293 I 184 372 0.5 
1813 165531 472907 4,1 
I 928 553 729 3684 146 + 39 

965 217485 743 076 . 2.6 

47 577 9017833 34 100 718 . 1.3 

35090 7 474 092 28 545044 . 0.4 

12487 1 643 741 5 555 674 + 11 ,2 

1997 30 09 1997 
Expon 

Moll DM q1101e4 

1 ()()() 

44.1 1217 34 162 37 
47,1 1177 37 724 37 

8.6 123 5 552 19 
6.8 92 2364 13 

2.5 67 2837 47 
5.5 106 10577 15 

11.2 474 13885 33 
83 43 1115 14 

28.4 545 18 141 34 
62.9 1523 47 860 31 
17.0 309 9515 41 
4.6 105 2810 39 

18.9 201 4 573 17 
13.1 103 2506 12 
69 144 4 486 30 

11.6 109 2537 20 

303.6 6340 200544 32 

241,1 5 771 186958 33 

62.5 569 13686 16 

Slraßenvert<ehi'$Untallo mtl Pel'$0rl8nschadene 

Anzahl 

3676 
5596 
1 755 
1438 

298 
872 

2333 
925 

3518 
6250 
1 518 

448 

1 809 
1 314 
1347 
1141 

35072 

27707 

7365 

1m Sepiamoor 1997 

Unfalle 

Ver· 
AndGrung1 

""' 
+ 10.6 . 11.4 
+ 5.0 . 14 

. 86 .. 36 . 2.6 . 11.5 

77 . 6.6 
4.9 
39 

. 114 
67 

. 75 
07 

+ 1.0 

+ 2.7 

48 

Verunglüeklo 

J8 
Anultll 100 Unfllfto 

4 900 133 
7 709 138 
2086 119 
1 860 129 

361 121 
1 124 129 
3158 135 
1 183 128 

4 640 132 
7 828 125 
2003 132 

595 133 

2298 127 
1 729 132 
1 755 130 
15n 138 

45897 131 

36340 131 

9557 130 

Gedruckt om 
StattSti$Cilen L.AndGsamt 

Schle$WJQ HolstOlO 

Stahsttsches Landesamt Schleswtg-Holste'" !äiB Slattshsche Monatshefte/Zahlenbellage 0111998 



Erläuterungen 

Die Quelle ist nur bei Zahlen vermerkt, die nicht 

aus dem Statistischen Landesamt stammen. 

Der Ausdruck "Kreise" steht vereinfachend fi.Jr 

"Kreise und kreisfreie Städte". 

Allen Berechnungen liegen die ungerundeten Werte 

zugrunde. 

Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der 

Teilzah len entstehen durch unabhängige Rundung. 

Zeichenerklärung 

nichts vorhanden 

0 mehr als nichts, aber weniger als die 

Hälfte der kleinsten in der Tabelle 
dargestellten Einheit 

= Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten 

Zahlenangaben lagen bei Redaktionsschluß 

noch nicht vor 

berichtigte Zahl 

p vorläufige Zahl 

s geschätzte Zahl 

X = Tabellenfach gesperrt, weil Aussage 

nicht sinnvoll 

I = Zahlenwert nicht sicher genug 

( ) = Zahlen haben eingeschränkte Aussagefähigkeit 

,; = entspricht 

Statistisches Amt für Harnburg 
und Schleswig-Holstein 

Bibliothek 
Standort Kiel 
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